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Die Reichswehrſtener.
Der Gedanke einer Reichswehrſteuer, welchen die Reichs

pte um Gegenſtande eines Jnitiativantrages gemacht undauch der Fraktionsredner des Zentrums bei der General

debatte zum Etat günſtig beurteilt hat, verdient zweifellos
ſowohl vom Standpunkte ausgleichender Gerechtigkeit, wie im

ausreichender Verſorgung der Kriegsveteranen volle
eachtung. Jndeſſen ſcheint es nicht, als ob die Regierung die

Führung in der Angelegenheit zu übernehmen bereit ſei. Jn
offiziöſen Kreiſen wird nämlich, wie uns geſchrieben wird,
folgendermaßen über die Frage gedacht:

„Bei aller Sympathie für den Gedanken einer ſolchen
Steuer ſelbſt wird man ſich nicht verhehlen dürfen,
daß deſſen praktiſcher Durchführung die erheblichſten
Schwierigkeiten entgegenſtehen. Jn der Form der
Kopfſteuer würde die Wehrſteuer den elementarſten
Grundſätzen der Gerechtigkeit widerſprechen und überdies nur
einen minimalen Ertrag liefern. Dieſer Weg erſcheint daher
von vornherein ungangbar, vielmehr die Abſtufung nach der
Steuerkraft und zwar nicht bloß des Wehrpflichtigen, ſondern
ſeiner Familie, geradezu unerläßlich. Damit gerät man aber
alsbald auf das Gebiet derjenigen techniſchen Schwierigkeiten,
welche allein ſchon die Einführung einer Reichseinkommenſteuer
verbieten. Ja dieſe Schwierigkeiten treten ſogar noch ſtärker

denn wenn für eine Reichseinkommenſteuer die Her
ellung einer eigenen Reichsverwaltung für die Veranlagung

und e zwar einen ſchweren Eingriff in die Steuer
hoheit der Bundesſtaaten bedeuten, aber an ſich wohl
möglich ſein würde, ſtände ein ſolcher eigener Reichs-
apparat für die Wehrſteuer durchaus außer Verhältnis mit der
hatte geringen finanziellen Bedeutung der Wehr-
ſteuer. Die Angliederung an die beſtehenden Landesſteuern
verbietet ſich aber ſchon durch die große Mannigfaltigkeit der
bundesſta Steuerſyſteme von ſelbſt. Beſteht doch nicht
einmal in allen Bundesſtaaten eine allgemeine Einkommenſteuer,
eine Reihe, namentlich ſüddeutſcher Staaten, erheben noch haupt
e Ertragsſteuern. Wie aber die auf dieſe gegründeten Steuer
yſteme vielfach voneinander abweichen, ſo bilden auch die
deutſchen Einkommenſteuern namentlich inbezug auf Tarife, Be
freiungen und ahren ein reines Moſaik. Es
fehlen alſo ſo ziemlich alle Vorbedingungen, um eine Reichswehr-
ſteuer auf die Landesſteuerſyſteme aufzubauen. Ebenſo ſchwer
fallen die Bedenken ins Gewicht, welche der Einführung
einer Reichswehrſteuer von dem grundſätzlichen Standpunkte
entgegenſtehen, daß die direkten Steuern aus ſtaatsrechtlichen
und finanzpolitiſchen Gründen zwingender Natur den Bundes
ſtaaten ganz verbleiben müſſen. Denn wenn eine notwendig
einkommenſteuerartig zu geſtaltende Wehrſteuer zur Einführunggelangt, wird der unvſäühlichen Ablehnung der Einführung

einer Reichseinkommenſteuer der Boden entzogen. Man würde
daher mit einer Wehrſteuervorlage der definitiven feſten
Abgrenzung der Gebiete des Reiches und der Bundesſtaaten
im Steuerweſen auf das Bedenklichſte vorgegriffen haben.
Das wäre ſelbſtverſtändlich ein ſchwerer taktiſcher Fehler
und um ſo weniger zu rechtfertigen, als es ſich bei der Wehr-ſteuer um ein verhäliniemäßig nicht allzuſchwer wiegendes
Objekt handelt. Alle dieſe Erwägungen, insbeſondere aber die
letztgedachten, führen notwendig zu dem Schluſſe, daß auch, wenn
der Reichstag ſich durch Reſolution für die Einführung einer
Wehrſteuer zur Deckung der Koſten ausreichender Veteranen-
beihilfen ausſprechen ſollte, ſchwerlich eine entſprechende Vorlage
ſeitens der verbündeten Regierungen erwarten iſt. Ein Vor
gehen des Reichstages, welches ſich auf die Faſſung einer ſolchen
Reſolution beſchränkte, würde deshalb vorausſichtlich nicht zum
Ziele r Nicht in demſelben Maße ausſichtslos dürfte es
aber wahrſcheinlich ſein, wenn der Reichstag ſeiner auf die
Einführung einer Wehrſteuer gerichteten Abſicht durch die An
nahme eines einwandfreien bezüglichen förmlichen Geſetz
entwurfes Ausdruck verſchaffte. Denn einmal wird offenbar
die taktiſche Stellung der verbündeten gegen
über der Frage der grundſätzlichen Reſervierung der
direklen Steuern für die Bundesſtaaten ungleich weniger
durch die bloße Zuſtimmung zu einem von dem Reichstag
aus eigener Initiative beſchloſſenen Wehrgeſetze berührt,
als wenn ſie ſelbſt aus einer ſolchen Vorlage an den Reichs
tag herantreten. Sodann würde durch ein ſolches Vorgehen,
vorausgeſetzt, daß das geſetzgeberiſche Experiment glückt, unwider
leglich der Beweis geliefert ſein, daß die Einführung einer

ehrſteuer auch bei uns techniſch möglich iſt. Die Ent-
werfung eines ſolchen iſt freilich eine recht
ſchwierige Aufgabe, und es erſcheint mehr als fraglich, obderen Löſung im Wege der parlamentariſchen Jnitlative

auch bei dem ernſteſten Willen gelingen würde. Die
Regierungsvorlage von 1881 könnte dabei keinesfalls zum
Vorbilde dienen, denn dieſe umgeht gufag die vorhandenen
Schwierigkeiten, ſtatt ſie zu löſen. Eher ſchon könnten dem
ſchweizeriſchen Wehrſteuergeſetze brauchbare Fingerzeige ent
nommen werden.“

Wie dem auch ſei, jedenfalls erſieht man aus dieſen Aus
führungen, daß man einen poſitiven Erfolg von den
mentariſchen Anregungen auf Einführung einer e nicht
wird erhoffen können, ſo lange dieſe ſich nicht zu einem bis ins
einzelne ausgearbeiteten Plane verdichten.

Das Heimſtättengeſetz.
Die deutſchkonſervative Partei und das Zentrum haben im

Reichstage, wie ſchon kurz mitgeteilt, den Entwurf eines Geſetzes
W Begründung von Heimſtätten eingebracht, der folgenden

ortlaut hat
s 1. Jeder Angehörige des Deutſchen Reiches hat nach

vollendetem 24. Lebensjahre das Recht zur Errichtung einer Heim
ſtätte. Die Errichtung erfolgt durch Eintragung eines nach Maß-

dieſes Geſetzes geeigneten Grundſtückes in das Heimſtätten-

S 2. Die Größe einer Heimſtätte darf die eines Bauern
hofes nicht überſteigen. Sie muß wenigſtens einer Familie Woh
nung gewähren und die Erzeugung landwirtſchaftlicher Produkte
ermöglichen. Zubehör einer jeden Heimſtätte ſind: 1. die Wohnung
des Heimſtätteneigentümers, 2. die notwendigen Wirtſchaft.
gebäude, 3. das zum Wirtſchaftsbetriebe unentbehrliche Geräk,
Vieh und Feldinventarium, der vorhandene Dünger ſowie die
land wirtſchaftlichen Erzeugniſſe, welche zur Fortſetzung der Wirt
ſchaft bis zur nächſten Ernte unentbehrlich ſind.

S 3. Der zur Heimſtätte feſtzulegende Beſitz darf bis zur
Hälfte des Wertes, und zwar nur mit Renten oder mit Annuitäten
verſchuldet ſein. Die Renten oder die Annuitäten müſſen durch
Amortiſation getilgt werden. Die Errichtung hat die Umwand-
lung der Hhpotheken und Grundſchulden des Grundſtückes in
amortiſierbare Renten oder in Annuitäten zur Vorausſetzung.
Höher verſchuldeter Beſitz kann von den durch die Landesgeſetz-
gebungen zu errichtenden Landesheimſtättenbehörden zur Ein-
tragung in das Heimſtättenbuch zugelaſſen werden, wenn der Be
ſitzer die Verpflichtung übernimmt, die über die Hälfte des Er
tragswertes hinausgehenden Hhypotheken und Grundſchulden mit
einem Prozent für das Jahr zu tilgen und die Tilgung nach Er
meſſen der Landesheimſtättenbehörden geſichert erſcheint. Ver-
ſtärkte Amortiſation iſt geſtattet.

S 4. Mit Bewilligung der Heimſtättenbehörde können aus be-
gründetem Anlaß bis zur Hälfte des Wertes Rentenſchulden oder
Annuitäten mit einer dem Zweck entſprechenden Amortiſations
periode eingetragen werden. Dieſe Belvilligung muß erfolgen:
1. im Falle einer Mißernte oder bei ſonſtigen Unglücksfällen, 2. zu
notwendigen Meliorationen, 3. zur Abfindung von Miterben.

S 5. Die Heimſtätte unterliegt der Zwangsvollſtreckung in
folgenden Fällen: 1. wenn die Forderungen aus der Zeit vor Er
richtung der Heimſtätte ſtammen und nicht drei Jahre nach Ver
öffentlichung der Heimſtätteneigenſchaft verfloſſen ſind, 2. auch nach
Errichtung wegen rechtskräftiger Anſprüche aus Lieferungen und
Leiſtungen, die zur Einrichtung und zum Ausbau der Heimſtätte
verbraucht ſind, 3. wegen rückſtändiger Renten oder Annmitäten,
4. wegen geſetzlicher Verpflichtungen, 5. wegen Verpflichtungen aus
unerlaubten Handlungen. Jn den Fällen 2 bis 5 iſt als Voll-
ſtreckungsmaßregel nur die von der Heimſtättenbehörde zu voll-
ziehende Zwangsverwaltung der Heimſtätte zuläſſig.

6. Die Heimſtätte iſt unteilbar und vorbehaltlich des
Nießbrauchsrechts des überlebenden Ehegatten durch Erbgang
im Falle des Vorhandenſeins mehrerer Erben nur auf einen der
ſelben (Anerben) übertragbar. Der Umtauſch von Grundſtücken
kann mit Genehmigung der Heimſtättenbehörde ſtattfinden.

S 7. Die Veräußerung der Heimſtätte unter Lebenden iſt
nur mit Genehmigung des Ehegatten und nur an Angehörige des
Deutſchen Reiches zuläſſig. Niemand darf mehr als eine Heim-
ſtätte beſitzen.

S 8. Die Aufhebung der Heimſtätteneigenſchaft erfolgt durch
Löſchung im Heimſtättenbuch. Die Löſchung kann durch Beſchluß
der Heimſtättenbehörde auf hinreichend begründeten Antrag des
Heimſtätteneigentümers dann erfolgen, wenn der Ehegatte und die
Renten- oder Annuitätenberechtigten zuſtimmen.

S 9. Der landesrechtlichen Ordnung bleiben alle näheren Be
ſtimmungen überlaſſen und ſpeziell: 1. Beſtimmungen der Maxi-
mal und Minimalgröße der Heimſtätten innerhalb der im S 2 an-
gegebenen Grenzen, 2. die Gewährung der Stempel- und Ge
bührenfreiheit bei Errichtung der Heimſtätten, 3. die Abgrenzung
der Steuerfreiheit der kleinſten Heimſtätten, 4. die Errichtung der
Heimſtättenbehörde, 5. die Errichtung der Heimſtättenrentenbanken
oder ähnlicher Kreditinſtitute, 6. die Regelung des Nießbrauchs
rechts des überlebenden Ehegatten an der Heimſtätte, 7. die Ord
nung des Heimſtättenerbrechts.

Die „Dtſch. Volkskorr.“ ſpricht ſich zu dem d
aus: Es iſt nichts außergewöhnliches mehr

n unſerem politiſchen Leben, daß verſchiedene Fraktionen ſich
in der Stellung von Anträgen zuſammentun, gleichwohl löſt
dieſer Heimſtättengeſetzentwurf in der bauernfeindlichen Börſen-
preſſe einen wahren Wutſchrei aus. Obwohl ſie gegen den
u des Geſetzes, die Unverlierbarkeit kleinbäuerlichen

eſiheß ſachlich nichts vorzubringen wiſſen, ergehen ſie ſich
in blutigen Klagen über drohende Reaktion, die den
Bauern wieder an die Scholle feſſeln und ihm die Mög-
lichkeit nehmen wolle, einen beſſeren Platz an der Sonne,
d. h. als die Jnduſtriearbeiter zu erwerben. Der Heimbauer
werde durch dies e in den Jrrwahn verſetzt, ſein Erbe
halten zu müſſen, in Wirklichkeit aber halte das Erbe ihn und
mache ihn zum Sklaven der Scholle. Dieſer ehtvon der roömiſchrechtlichen Aer aus, daß das re
bewegliche Eigentum gleichſam das Grunddogma jeder wirt

en Au ſei. Jn Wirklichkeit aber ſindoch die großen Uebelſtände, welche ſich aus der Mobiliſierung
ergeben haben, längſt erkannt. Die unbegrenzte Teilbarkeit des
Bodens hat vielfach zu einer Zerſpritterun und einem wirtſchaftlich

änzlich unfähigen Zwergbeſitß geführt. Selbſtverſtändlich wird aberan Verſtändiger daran denken, da, wo eine ſolche Zerſplitterung

nun einmal vorhanden iſt, wie z. B. in der Rheinprovinz und
in Südweſtdeutſchland, künftig wieder eine Zuſammenlegung der
Zwergparzellen und die S ung ihrer Unteilbarkeit

wollen. Jede verſtändige Agrarverfaſſung wird vielmehr den
uptwert auf die richtige Miſchung von Groß und

von Freiheit und Gebundenheit legen. Wie recht hat v. d. Goltz
als das Jdeal der Gemeindeverfaſſung dasfenige von Mittelorten

hingeſtellt, wo neben einem oder mehreren größeren Gütern
auernhöfe in verſchiedener Größe beſtehen und eine größere An

z von Stellenbe das wirtſchaftliche Rückgrat der ländlichen
rbeiterſchaft darſtellen. Dieſes ſozial wünſchenswerte Vorbildgilt es auch für das Reich durchaſahren unter Berückſichtigung

der von der Natur uns hier gebotenen h nun
man bedenkt, daß mehr als 40 Proz. der preußiſchen Fidei
kommiſſe ſich auf Waldland erſtreckt, das den landwirt
ſchaftlichen Betrieben im engeren Sinne ewig entzogen
bleiben muß und deſſen Erhaltun aus ichtikulturellen Gründen e iſt ſo wird 9 W
zugeben müſſen, daß der der Landwirtſchaft ſelbſt
noch verbleibende Großgrundbeſitz ſchon wegen der Mög-lichkeit vorbildlicher Betriebe zu entbehren iſt. Wenn
man ferner bedenkt, wie verhältnismäßig gering doch die Zahl
des gebundenen bäuerlichen Beſitzes iſt, ſo wird niemand be
haupten können, daß den deutſchen Bauernſöhnen die Möglich-
keit des AufwärtsSteigenKönnens durch die Hannoverſche und
Weſtfäliſche Höfegeſetzgebung genommen ſei. Denn noch immer
ſind Hunderte von Quadratmeilen von deutſchem Bauern
land ungebundener i M die ländliche ar
aber iſt eine gewiſſe Miſchung von Freiheit
Gebundenheit des Beſitzes von NichtVerlieren Können und
VorwärtsKommen Können ein dringendes Bedürfnis, und
die hier in Betracht kommende Schaffung von Heimſtätten
im Wege der Rentengeſetzgebung ver a doch nur
das Ziel, neue Wohnſitze von Landgeſchlechtern zu
ſchaffen, die gerade in den Provinzen, für die ſie haupt
ſächlich gemacht ſind, nämlich in den preußiſchen Oſtprovinzen,
einem dringenden Bedürfniſſe des Staates nach einer verhältnis

Ruhe der ländlichen Geſellſchaftsordnung entſprechen.
Daß die Börſenpreſſe, der die Atomiſierung dieſer Geſellſchafts
ordnung immer ein Herzensbedürfnis geweſen iſt, auch dieſen
Entwurf in den alten blutrünſtigen Phraſen von Reaktion u
bekämpfen würde, war ſelbſtverſtändlich zu erwarten.

Die Arbeiterdeputation beim Reichskanzler. Der
Reichskanzler Graf v. Bülow empfing Sonntag vormittag die
Deputation, welche vom deutſchen Arbeiterkongreß in Frank
b a. M. beauftragt worden war, die Beſchlüſſe des Kongreſſes

em Reichskanzler zu überbringen. Die Deputation beſtand aus
den beiden Vorſitzenden des Kongreſſes: Herrn Franz Behrens
Berlin, Evangeliſche ArbeiterVereine, Geschäftsführer des deutſchen
Gärtner Verbandes Adam StegerwaldKöln, Generalſekretär
des Geſamtverbandes chriſtlicher Gewerkſchaften ferner den
drei Referenten des Kongreſſes: Mathias Schiffer-Krefeld,
Vorſitzenden des Zentralverbandes chriſtlicher Textilarbeiter,
Bürgerſchaftsmitglied Wilhelm Schack-Hamburg, Vorſitzenden
des deutſchnationalen HandlungsgehilfenVerbandes, Johann
Giesberts M.-Gladbach, Arbeiterſekretär der katholiſchen
ArbeiterVereine Weſtdeutſchlands und dem Landtagsabgeord
neten Karl SchirmerMünchenPaſing Vertreter der ſüd-
deutſchen Eiſenbahn und Poſtbedienſteten-Verbände. Der
Sprecher der Deputation Herr Behrens erwähnte in ſeiner
Anſprache daß ſich die nationaldenkende und chriſtliche Arbeiter
ſchaft zum erſten Male in Frankfurt zu gemeinſamen
ſozialpolitiſchen Beratungen J gefunden hätte. Der
Kongreß habe das auf dem Gebiete der Arbeiterverſicherung
und des Arbeiterſchutzes bereits Erreichte dankbar anerkannt,
zugleich aber beſtimmte Wünſche für den weiteren Ausbau des
Koalitionsrechts, für die Rechtsfähigkeit der Berufsvereine und
für Errichtung paritätiſcher Arbeitskammern formuliert. Die
Anſprache ſchloß mit der Verſicherung, daß die Auftraggeber der
Deputation von herzlicher Treue und Liebe zu Kaiſer und Vater
land erfüllt ſeien.

Die Antwort des Reichskanzlers lautete:
„Meine Herren, ich freue mich, Sie hier zu ſehen und ich danke

Jhnen, daß Sie durch Jhren Beſuch mir Gelegenheit geben, Sie
perſönlich kennen zu lernen.

Jhr Frankfurter Kongreß war für mich eine willkommene Er
ſcheinung. Jch habe mir über den Verlauf der dort gepflogenen
Beratungen eingehend Bericht erſtatten laſſen. Als die
Wahl des richtigen Weges begrüße ich es, daß die in
Frankfurt verſammelten Arbeitervertreter ſich an Seine Majeſtätden Kaiſer gewandt haben. Nur auf geſetzlichem Wege

unter dem Schutz der Monarchie und auf dem Boden der Solidarität
aller Staatsbürger iſt ein wirklicher und dauernder Fortſchritt für die
deutſchen Arbeiter möglich. Unbeirrt durch Gegenſtrömungen von
links und rechts hält das Oberhaupt des Reichs daran feſt, daß es zu
ſeinen für Deutſchlands Zukunft wichtigſten Aufgaben gehört, die Wohl
fahrt der deutſchen Arbeiter zu fördern und ihr Vorwärtsſtreben
innerhalb der notwendigen Unterordnung auch der Arbeiterintereſſenunter das Gemeinwohl mit kaiſerlichem Gerechtigkeitsſinn zu

unterſtützen. Es iſt ein bleibender Ruhmestitel unſeres deutſchen
Kaiſertums, daß es unter allen ſtaatlichen Machtgebilden zuerſt
und aus freiem Antrieb die Jnitiative zur Einführung geſetzlicher
Schutzmaßregeln für Arbeiter ergriffen und eine Reihe von Für-
ſorgeeinrichtungen ins Leben gerufen hat, die in anderen Kultur-
ländern noch nicht verwirklicht ſind. Die letzten 20 Jahre haben
bei uns den arbeitenden Klaſſen gegen früher weſentliche Ver
beſſerungen ihrer wirtſchaftlichen Lage gebracht und an dem Aus
bau der grundlegenden Geſetzgebung wird ſtetig fortgearbeitet.
Wenn irgend jemand dem werktätigen Deutſchen die Erreichung
einer Lebenshaltung wünſcht, die ihn zum beſtgeſtellten Arbeiter
der Welt machen würde, ſo iſt es unſer Kaiſer. Das können Sie
mir Was nun die amtliche Behandlung Jhrer Reſolutionen

ifft, ſo brauche ich Jhnen, meine Herren, die Sie politiſch
eſchulte Männer ſind, nicht auseinanderzuſetzen, daß ich als erſter

eines ſo föderativen Staatsweſens wie das Deutſche Reich
keine bindenden Zuſicherungen für künftige Arbeiten der Geſetz



n
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gebung ausſprechen kann, um alle d Wünſche zu erfüllen. Wohl
aber will ich Jhnen verſichern, daß ich die Beſtrebungen verſtehe
und würdige, die Gleichberechtigung der Arbeiter dem Boden
der Selbſthilfe und in ſtaatlich geordneter Jntereſſenvertretung
noch mehr zur zu
ſachliche Prüfung Jhrer Frankfurter Reſolutionen Sorge tragen
werde. Mögen Sie auch aus der Vergangenheit der ſtaatlichen
Arbeiterfürſorge in Deutſchland das Vertrauen für die Zukunft
ſchöpfen, daß ſich die verbündeten Regierungen ihrer ſittlichen
Aufgaben gegenüber den Arbeitern vollkommen bewußt und ent
ſchloſſen ſind, ſie gewiſſenhaft zu erfüllen. Die Hoffnung, daß Sie,
meine Herren, dieſes Vertrauen mit ſich fortnehmen, macht mir
r Zuſammentreffen wertvoll und ich danke Jhnen nochmals,

Sie mich aufgeſucht haben.“
Eine ſcharfe Rüge. Aus Anlaß eines beſonderen Falles

ſprach ſich der Präſident des 6. Zivilſenats des Reichsgerichts in
ſcharfen Worten gegen die Behandlung der Zivilſachen ſeitens der
zuſtändigen Stellen Baherns aus. Auf eine bereits vor 6 Wochen
von dieſem Senat ergangene Anfrage war erſt Freitag für eine
ſchon Sonnabend zur Verhandlung anſtehende Zivilſache aus München
die Benennung von Rechtsanwälten erfolgt. Es ſei ganz ausge
ſchloſſen, daß in ſo kurzer Zeit eine ordentliche Bearbeitung der
Sache erfolgen könne, und dieſerhalb ſei der in Frage ſtehende Fall
von der heutigen Verhandlung ausgeſchloſſen worden. Der Präſi-
dent fügte hinzu: „Für eine derartige Behandlung der Sachen finde
er kein paſſendes Wort; mindeſtens ſei es eine hochgradige Rück
ſichtsloſigkeit. Es wäre ein dringendes Gebot der zuſtändigen
Stelle, dafür zu ſorgen, daß die unhaltbaren Zuſtände aufhörten.
Jn ſämtlichen Senaten wiſſe man nicht, woran man eigentlich mit
den bayeriſchen Sachen ſei. Das ſei ein Zuſtand, der für den
höchſten Gerichtshof beſchämend ſei.“

Bekanntlich wird auch fortwährend Klage darüber geführt,
daß die Eiſenbahnzüge in Bahern ſich ſo oft verſpäten.

Das Eiſerne Kreuz. Jn der d ſchreibtOberſt D. v. Heydebreck unter der Ueberſchrift Deraus mit

dem Eiſernen Kreuz“:
„Es ſind jetzt über 40 Jahre vergangen ſeit meiner Kadettenzeit

Jedesmal, wenn ich Urlaub erhielt oder wenn ich mit meinen Kameraden
in der Umgegend von Potsdam unter Aufſicht unſerer Offiziere und
Lehrer Spaziergänge machte, und es begegneten uns ältere Männer, die auf
ihrer Bruſt das Eiſerne Kreuz trugen, ſo blieben wir ehrfurchtsvoll ſtehen und
ſahen ihnen nach, mit Begeiſterung im Herzen. Waren es doch die Männer,
die 1813, 1814 und 1815 für ihren König und für die Freiheit ihres
Vaterlandes gekämpft hatten. Mit Stolz trugen dieſe alten Soldaten
das ſchöne Ehrenzeichen am bürgerlichen Rock und am Arbeitskittel.
Wie ſteht es heute damit? Selten ſieht man das Eiſerne Kreuz auf
der Bruſt und am Rocke des Ziviliſten. Nur bei ganz beſonderen
Veranlaſſungen, bei Aufmärſchen von Kriegervereinen oder bei Feſtlich
keiten, wo der Betreffende im Frack erſcheint, ſieht man ein Eiſernes
Kreuz. Auf meine Frage an Kameraden „Warum tragen Sie das
Kreuz nicht erhielt ich die Antwort: „Es trägt es ja niemand“,
oder „Es iſt nicht Mode.“ Einer der Herren antwortete mir;
„Wenn ich erſt 70 Jahre alt bin, werde ich es auch tragen.“ Meine
Herren Kameraden, ich halte dieſe, ich will mal ſagen, Beſcheidenheit
nicht für richtig. Tragen Sie das ſchöne Ehrenzeichen bei jeder Gelegen
heit. Zeigen Sie unſerer Jugend, die von den großen Zeiten, von 1864
bis 1870/71 nur noch vom Hörenſagen weiß, daß noch viele Männerleben, die im letzten Kriege gegen Frankreich ebenſo für ihren König

und ihr Vaterland gekämpft haben, wie diejenigen vor 90 Jahren. Die
Ehrfurcht vor dem Alter, die Begeiſterung in der jugendlichen Bruſt
wird gefördert und erhöht. Alſo heraus aus den Käſten mit den
Eiſernen Kreuzen und auf die alte Soldatenbruſt geheftet.“

Landräte und Schulaufſicht. Die Frage, ob die
Landräte zog ſind, Schulaufſicht zu üben, iſt durch
eine miniſterielle Verordnung in bejahendem Sinne beantwortet
Vanng An die Bezirksregierungen erging nachſtehende Ver

gung
„Die amtli Wirkſamkeit der Kreislandräte umfaßt alle

Gegenſtände des ierungsreſſorts; ſie erſtreckt ſich auch auf
das Elementarſchulweſen. Die Landräte wurden
daher angewieſen, inſoweit ihre ſonſtigen Dienſtgeſchäfte es zu
laſſen, n ich bei Gelegenheit ihrer Dienſtreiſen, die länd-
lichen Elementarſchulen zu inſpizieren, um ſo-
wohl von den äußeren Verhältniſſen der Schulen, als auch. von dem
Stande des Untervxichtsweſens und von den Leiſtungen der Lehrer
und Schüler Kenntnis zu nehmen. Selbſtredend werden ſie dabei

vermeiden haben, fachmänniſche Erziehungs- und
Interrichtsangelegenheiten zu erörtern oder darauf bezügliche An

ordnungen zu treffen. Vielmehr werden ſie alle Wahrnehmungen
nach Bedürfnis zur Kenntnis des betreffenden Schulreviſors zu
bringen oder nach Befinden die Entſcheidung der Regierung einzu
holen haben. Die Lehrer werden hierin eine wohlwollende
Für orge der Staatsbehörden erkennen, und die Mitwirkung

Landräte wird weſentlich dazu beitragen, die Lehrer in ihrer,
dem Vaterland gewidmeten Berufstätigkeit zu ermuntern und zu
unterſtützen.“

Se. Maj. der Kaiſer empfing Sonnabend vormittag
den Profeſſor Rohloff und hörte die Vorträge des Staats-
ſekretärs des Reichsmarine-Amts und des Chefs des Marine-
Kabinetts. Die Kaiſerin wohnte Sonnabend vormittag der
Trauerfeier in der Wohnung der verſtorbenen Palaſtdame
Gräfin Hedwig Brühl bei. Jrhre Majeſtät ließ
der verwitweten Frau von Hanſemann die Allerhöchſte
Deilnahme an dem Hinſcheiden ihres Gemahls ausſprechen
ind einen Kranz vor der, Trauerfeier für den Sarg des Ent
e überſenden. Die Kaiſerin ſtattete der PrinzeſſinWie rich Karl einen Beſuch ab. Der Kaiſer und die Kaiſerin

trafen Sonnabend nachmittag, vom Neuen Palais kommend, auf
dem Potsdamer Bahnhof p Berlin ein und begaben ſich nach
der Königlichen Akademie der Künſte um dort die Gemälde

beſichtigen, die für den neuen Dom beſtimmt ſind. Die
ajeſtäten wurden während der Wagenfahrt vom Publikum

auf das lebhafteſte begrüßt. Der Kaiſer und die Kaiſerin
wohnten am Sonnabend abend der von Schönthan
und Frhrn v. Schlichts „Jm bunten Rock“ im Kgl. Schau-ſpielhanſe bei Als die Majeſtäten die Proſzeniumsloge des

J. Ranges betraten, rief das Publikum dreimal Hoch. Die
Majeſtäten verneigten ſich dankend. Nach dem Beſuche des
Schauſpielhauſes am Sonnabend abend begaben ſich die
Majeſtäten nach dem Neuen Palais zurück.

Das Reichstagspräſidium wird am heutigen Montag vom
Kaiſer in Potsdam empfangen werden und wird ihm die ver
faſſungsmäßige Mitteilung über die Konſtituierung des Hauſes
machen.

Sitzung des Staatsminiſteriums. Das Staaksminiſterium
trat am Sonnabend zu einer Sitzung zuſammen.

Profeſſor Koch. Die „National-Zeitung“ erfährt von zu
ſtändiger Seite, das Gerücht ſei abſolut unbegründet, daß Pro
feſſor Koch die Entlaſſung aus ſeiner Stellung als Direktor des
Jnſtituts für Jnfektionskrankheiten nachgeſucht habe. Koch habe
zur Verfolgung ſeiner Studien zur Bekämpfung der Viehſeuche
t weiteren halbjährigen Urlaub bis zum Juni 1904 erbeten und
erhalten.

Begräbnis. Sonnabend vormittag erfolgte in Berlin unter
großer Beteiligung das Begräbnis des Geh. Komm.Rats v. Hanſe
mann. Anweſend waren u. a. der Staatsſekretär Freiherr von
Richthofen, der Unterſtaatsſekrektär Dr. v. Mühlberg und als Ver
treter des Reichskanzlers Grafen v. Bülow Geh. Regierungsrat
von Günther. Der Trauerfeier wohnte ferner als Vertreter des
Kaiſers der Flügeladjutant Fregatten Kapitän von Grumme bei,

bringen, und daß ich daher für eine ernſte

Zu Seiten des Sarges lagen Kränze des Kaiſers und der Kaiſerin
ſowie des Königs von Rumänien. Der Botſchafter v. Szöghenh
war in Vertretung des Kaiſers von Oeſterreich und der Geſandte
Beldiman in Vertretung des Königs von Rumänien zugegen. Von
Miniſtern waren Freihexr v. Rheinbaben, Moeller, Budde, Dr.
Schönſtedt und Staatsſekretär Kraetke anweſend.

Der Todeskampf der Freiſinnigen Vereinigung. Mit den
tröſtlichen Worten: „Die Freiſinnige Vereinigung iſt in voller Auf
löſung,“ beginnt die volksparteiliche „Barmer Ztg.“ einen Artikel,
der aber allem Anſcheine nach aus der Feder eines Vereinigungs-
mannes ſtammt. Des weiteren heißt es ſodann: „Die Stimmung iſt
jetzt derart, daß ein Pronunciamento, das die Trennung von Barth
offen verkündet, jeden Augenblick erfolgen kann. Man hatte er
wartet, daß Barth ſich nach der vollſtändigen Niederlage in der
Landtagswahl zurückhalten werde. Statt deſſen agitiert er heftiger
als je, und es fallen Schimpfworte gegen die ehemaligen Genoſſen,
wie „alte Tanten“, „aufhören, ſich lächerlich zu machen“ und der
gleichen Zwiſchen Barth und der Freiſinnigen Vereinigung
wird aller Wahrſcheinlichkeit nach die Trennung in Kürze erfolgen.
Es iſt keine Gemeinſchaft zwiſchen ihnen mehr möglich. Die heraus
fordernden Aeußerungen Barths und v. Gerlachs geben der Sache
den letzten Stoß.“

Die Fraktion der Polen hat in ihren letzten Sitzungen ſich
über die Einbringung von nicht weniger als 21 Anträgen ſchlüſſig

Die neue „wirtſchaftliche Vereinigung“ im Reichstag hat ſich
nur auf Verlangen des Bureaus und infolge einer Verfügung des
Präſidenten formell als Fraktion anmelden müſſen. Die Mit-
teilung einer parlamentariſchen Korreſpondenz, daß die Abgg.
v. Dallwitz und Baron de Schmid der Vereinigung angehörten, iſt
falſch. Es gehören dazu nach der Kreuzztg. die Abgg. Lieber-
mann von Sonnenberg als Vorſitzender, Bachmeier als Stellver
treter, Dr. Wolff als Schriftführer, Dr. Stöcker, Dr. Burkhardt,
Graf Reventlow, Lattmann, VogtHall, Vogt-Gerabronn, Hilpert,
Mittermeier, Stauffer und Zindler. Außerdem haben ſich zum
Zwecke der Kommiſſionszählung nach fünf Abgeordnete mit auf
führen laſſen, ſo daß die Vereinigung 18 Mitglieder umfaßt.

Deutſcher Reichstag.
6. Sitzung vom 12. Dezember, nachmittags 1 Uhr.

Am Bundesratstiſche: Graf Poſadowsky, Frhr. v. Richt
hofen, Frhr. v. Stengel, Moeller und Kommiſſare.

Auf der Tagesordnung der heutigen Sitzung ſteht an erſter Stelle
die erſte Leſung des Handelsproviſoriums mit England.
Die Vorlage will den Bundesrat ermächtigen, das beſtehende Handels
übereinkommen mit England bis auf weiteres zu verlängern.

Abg. Graf Reventlow (wirtſchaftl. Vgg.): Namens meiner poli
tiſchen Freunde möchte ich meinem Befremden darüber Ausdruck geben,
daß wir wieder in die Zwangslage verſetzt worden ſind, eine Vorlage
von ſo hoher Wichtigkeit in übertrieben kurzer Zeit zu erledigen. Wenn
die verbündeten Regierungen die Erledigung dieſes Geſetzentwurfs vor
dem 31. Dezember wünſchten, dann iſt es unverſtändlich, weshalb ſie den
Reichstag fo ſpät einberufen haben. Dieſe ſpäte Einberufung iſt nur
dann verſtändlich, wenn man von vornherein davon ausgeht, die Be
ratung zwangsweiſe zu verkürzen. (Sehr richtig rechts.) Wir unſerer
ſeits legen dieſem Geſetzentwurf eine ſo grundſätzliche Bedeutung bei,
daß wir ſeine breiteſte Erörterung für nötig halten und darauf beſtehen,
daß dieſer Geſetzentwurf von einem beſchlußfähigen Hauſe erledigt wird.
Jn der zweiten Leſung werden wir einen Antrag einbringen, nach
dem die Verlängerung des Proviſoriums höchſtens bis zum 31. De
zember 1904 dauern ſoll und nach dem ſich die in der Vorlage erteilte
Ermächtigung nur auf die britiſchen Kolonien beziehen ſoll, in
denen deutſche Reichsangehörige und ihre Erzeugniſſe nicht ungünſtiger
behandelt werden als die des engliſchen Mutterreichs.

Unumgänglich erſcheint mir ein kurzer Rückblick auf die Geſchichte
des Proviſoriums. Dieſe Geſchichte iſt eine Leidensgeſchichte vom
Standpunkte des Schutzes der nationalen Arbeit. Jn dem Vertrage
von 1861 wurde uns von Großbritannien die volle Meiſtbegünſtigung
zugeſichert. 1896 verſuchte Kanada einen engeren Anſchluß an das
Mutterland zu erreichen. Später machte auch Chamberlain einen
Verſuch, uns die Meiſtbegünſtigung zu beſchränken. Jn Kanada betrug
die Differenzierung zugunſten der engliſchen Ausfuhr 25 Proz. 1898
wurde der Reichstag durch die Exöffnung überraſcht, vorläufige Ver
handlungen ſeien im Gange es müſſe aber ein Proviſorium
geſchaffen werden, weil es zur Zeit nicht wahrſcheinlich ſei,
daß die Abmachung mit England zum endgiltigen Abſchluß
kommen würde. Das Proviſorium wurde damit begründet, daß
der Bundesrat von der Ermächtigung nur inſoweit Gebrauch machen
wolle, als in britiſchen Kolonien die deutſchen Erzeugniſſe nicht anders
behandelt werden als die des Mutterlandes. Als das Proviſorium
1898 abgelaufen war, waren die Verhandlungen noch nicht zum Ab
ſchluß gekommen. Und wie hat ſich nun inzwiſchen die Lage zu unſeren
Ungunſten verſchoben Die Verträge ſind uns gegenüber mißachtet und
gebrochen worden, bezüglich des deutſchen Zuckers werden wir differenziert,
z. B. in Jndien um 100 Proz., obwohl dem die Brüſſeler Konvention
entgegenſteht. Die gleiche Maßregel war auch gegenüber dem öſter
reichiſchen Zucker verhängt, auf den Proteſt Oeſterreichs aber wurde
dieſer Strafzoll wieder aufgehoben. Daß die deutſche Regierung
ähnliche Schritte getan habe, iſt bisher nicht bekannt ge
worden. England hat alſo bis zum Jahre 1896 die Verträge uns
gegenüber gehalten, dann aber hat es die deutſche Widerſtandsfähigkeit,
wie man mit Bedauern feſtſtellen muß, richtig eingeſchätzt. Jetzt iſt ein
Zeitpunkt, an dem wir unſere Regierung auf einen deutſchnationalen
Standpunkt in der Wirtſchaftspolitik hinaufſchieben könne. Mit Be
dauern ſei es ausgeſprochen, daß das Vertrauen zur Wirtſchaftspolitik
der Regierung im Lande geſchwunden iſt. Man nennt uns einſeitige
Vertreter der agrariſchen Jntereſſen. Hier aber iſt es klar, daß
wir in erſter Linie induſtrielle Jntereſſen fördern. (Sehr richtig! rechts).
Die Herren, die vor einem Jahre hier den Antrag Kardorff ange
nommen haben, haben ſich der Hoffnung hingegeben, daß die Kündigung
der Handelsverträge erfolgen werde. Dieſe Kündigung iſt nicht erfolgt.
Wir betrachten die ganze heutige Verhandlung als die Probe auf das
Exempel, wie es bei der Beratung der neuen Handelsverträge gehen
wird, falls der Jüngſte von uns das Einbringen der neuen Handels
verträge noch erleben wird. (Sehr gut! rechts.) Dann werden wir
ja ſehen, wie weit ſich die Regierung noch zu einer geſunden Wirt-
ſchaftspolitik aufraffen kann. Darf ich noch ein Wort zu der uns von
der Regierung gegebenen bemerken, ſo kann ich nur
ſagen, dieſe Begrüudung verdient die Zenſur 5 b. Nur wenn
das Ausland ſieht, daß wir in wirtſchaftlicher Beziehung einmal ernſt
machen, dann wird der Abſchluß der neuen Handelsverträge erleichtert
werden. Es iſt klar, daß ich mit dieſen Ausführungen die Stellung
der Regierung und ihrer Unterhändler beim Abſchluß der Handelsver
träge auf das allertrefflichſte unterſtütze Der Reichskanzler betonte
ja gegenüber dem W Bebel, daß deſſen der unſern entgegengeſetzte
Stellungnahme den Abſchluß von Verträgen erſchwert. Wir alſo aufder äußerſten Rechten ſind zweifellos hier die beſten Stützen der

Regierung, und wir werden auch bei der Beratung der Handelsver
träge die verbündeten Regierungen und ihre Unterhändler zu ſtützen
ſuchen. (Beifall rechts.)

Abg. Graf Kanitz (konſ.): Die Aufforderung, möglichſt bald
die Handelsverträge zu kündigen, iſt von uns ſo oft an die Re
gierung gerichtet worden, daß ich über dieſen Punkt mich heute nicht
weiter auszulaſſen brauche. Jch kann aber wiederholen, daß die
Kündigung der Handelsverträge im ganzen Lande erwartet wird,
daß im Lande eine förmliche Erbitterung darüber herrſcht, daß
ſie noch nicht erfolgt iſt. Das Vertrauen der ländlichen Bevölkerung
muß unter ſolchen Umſtänden ſchwinden. Was die übrigen Be
denken des Vorredners betrifft, ſo ſind dieſe ſelbſtverſtändlich auch
im Kreiſe meiner politiſchen Freunde erwogen worden. Jch ſelbſt
hatte einen Antrag vorbereitet, der ſich genau mit dem Antrag des
Vorredners deckt. Ich habe aber trotzdem davon abgeſehen, dieſen
Antrag einzubringen, weil wir 1898 die Vorlage auch ohne eine
ſolche Aenderung haben paſſieren laſſen. Damals haben die ver

bündeten Regierungen erklärt, daß ſie darauf dringen würden, dat,
die deutſchen Waren in allen engliſchen Kolonien nicht ungünſtiger
behandelt würden wie diejenigen Großbritanniens. Wir haben
keine Urſache, anzunehmen, daß die Regierung von ihrer damals
abgegebenen Verſicherung abgehen wird. Wir werden alſo der Vor
lage zuſtimmen, ſind aber bereit, wenn es der Regierung erwünſch
iſt, eine Modifikation einzufügen, durch die eine Endfriſt feſtgeſetzt
wird. (Beifall.)

Staatsſekretär Graf Poſadowsky: Der Kreis, für den der
Abg. Graf Reventlow geſprochen hat, muß ſehr klein und recht
weltfremd ſein. Wer in den letzten Jahren die deutſche Handels
politik verfolgte, weiß, daß wir dieſe Frage mit mehr Ruhe be
handeln müſſen, um eine deutſchnationale Handelspolitik zu
treiben, wie ſie der Vorredner bewieſen hat. Wir müßten große
Waiſenknaben ſein, wenn wir ſo gehandelt hätten, wie der Vor-
redner es beliebte darzuſtellen. (Beifall links.) Der Vorredner
hat ſich als Freund der Jnduſtrie hingeſtelltl. Jch kann nur
wünſchen, daß die Jnduſtrie noch andere Freunde hat, denn mit
dieſer Politik würden wir ſehr bald den allerſchwerſten Schaden im
geſamten deutſchen Erwerbsleben zu verzeichnen haben, Beifall
links) würden wir ſehr bald in einen Zollkonflikt mit der ganzen
Welt geraten. Was unſer Verhältnis zu Oſtindien mit Bezug auf
die Einfuhr des Zuckers anlangt, ſo kann ich mitteilen, daß mir
ſoeben eine Depeſche unſeres Botſchafters in London zuge
gangen iſt. Sie lautet: „Die britiſch oſtindiſchen ZuckerZuſchlag
zölle ſind unter dem 2. d. Mts. für allen Zucker aufgehoben worden,
der in den an der Brüſſeler Konvention beteiligten Staaten nach
dem 31. Auguſt d. Js. erzeugt worden iſt und der weder in den
Hafen eines nicht beigetretenen Staates verſchifft noch durch ein
ſolches Land durchgeführt worden iſt.“ Beifall beim Freiſinn und
bei den Soz.)

Abg. Gothein (fr. Vgg.) erklärt, daß ſeine Freunde für die
Regierungsvorlage eintreten.

Abg. v. Kardorff (Rp.) kündigt für die zweite Leſung den
Antrag an, die Ermächtigung nur auf ein Jahr zu erteilen.

Abg. Bernſtein (Soz.) Wir haben uns alle gefreut über die
Antwort, die Graf Poſadowsky dem Grafen Reventlow erteilt hat.
Aber die Rede des Grafen Reventlow konnte nicht mehr viel ver
derben, denn in unſerer Handelspolitik iſt nichts mehr zu ver-
derben. Wir werden für die Vorlage der Regierung (Bebel ruf.
Geſetzgebervorlage), nun gut für die Geſetzesvorlage ſtimmen.
Wir ſind für das Säbelraſſeln gegen England nicht zu haben.
Unſere Ausfuhr nach England beträgt 20 2 unſerer Geſamtausfuhr,
und da ſtellt ſich der Vorredner hin und will im Namen der Jn-
duſtrie reden, indem er uns in einen Zollkrieg mit England hinein
treiben will. Das deutſche Volk erwartet Handelsverträge in der
Richtung des Freihandels. Wir werden deshalb auch gegen alle
angekündigten Anträge ſtimmen. Beifall b. d. Soz.)

Nach weiteren mehr perſönlichen Bemerkungen der Abgo
Graf Kanitz (konſ.) und Bernſtein (Soz.) ſchließt die erſte Be
ratung und das Haus tritt in die zweite Beratung ein.

Die Abgg. Herold und Spahn (Zentr.) beantragen, die Er-
mächtigung bis zum 31. Dezember 1905 auszuſprechen,

Abg. v. Kardorff (Rp.) beantragt, die Friſt bis auf den
31. Dezember 1904 zu beſchränken. Abg. Reventlow (Antiſ.)
hat die von ihm in ſeiner Rede angekündeten Anträge eingebracht.

Jn der zweiten Beratung erklärt
Abg. MünchFerber (nl.): Wir ſind dafür, daß die Friſt der

Verlängerung auf zwei Jahre feſtgelegt wird.
Abg. Herold (Zentr.): Wir wollen heute nicht auf unſere

handels politiſchen Beziehungen eingehen. Unſere Stellung zu dieſer
Frage iſt aus der großen vorjährigen zollpolitiſchen Verhandlung hin
reichend bekannt. Wir haben unſeren Antrag aus konſtitutioneller
Gründen geſtellt. Der Antrag v. Kardorff iſt ja noch kon
ſtitutioneller; wir hoffen, daß der Abg. v. Kardorff ſich auch bei
anderer Gelegenheit konſtitutionell zeigt, aber aus Zweckmäßigkeits
gründen können wir auf den Antrag nicht eingehen.

Abg. v. Kardorff (Rp.) Der Herr Abg. Herold kann meiner
Partei aus unſerer konſtitutionellen Haltung keinen Vorwurf
machen: Wir haben die konſtitutionellen Gründe ſtets hoch gehalten.

Abg. Richter (fr. Vp.): Wir ſtimmen für die Regierungs
vorlage und gegen die eingebrachten Anträge. Wir wollen, daß
die Regierung nur ermächtigt und nicht verpflichtet wird, denn
niemand kann beurteilen, wie ſich die handelspolitiſchen Verhält
niſſe in der nächſten Zukunft geſtalten.

Die Erörterung ſchließt. Die Anträge des Grafen Reventlow
und der Antrag v. Kardorff werden abgelehnt, der Antrag Herold
Spahn auf zweijährige Geltungsdauer des Proviſoriums wird an
genommen und mit dieſer Einſchränkung auch die Regierungs
vorlage. Es folgt die Fortſetzung der Etatsberatung.

Finanzminiſter Frhr. v. Rheinbaben: Jch bitte Sie dringend,
dem Rate des Abg. Richter nicht zu folgen, 24 Millionen Mark
Matrikularbeiträge den Einzelſtaaten aufzuerlegen. Jn den
Bundesſtaaten geht es auch, wie im Reiche. Auch dort wachſen
die Ausgaben ſchneller als die Einnahmen. Der Abg. Richter hat
geſtern geſagt, Miquel muß ſich im Himmel über die lex Stengel
freuen. Er wird ſich noch mehr freuen, über einen Sünder, der
Buße tut. (Heiterkeit.) Jch hoffe alſo, daß auch der Abg. Richter
Buße tun wird. Jn den letzten vier Jahren hat ſich das Verhältnis
der Bundesſtaaten zum Reiche um 86 Millionen Mark verſchlechtert.
Wenn man die Rechnungsergebniſſe heranzieht, ſteigert ſich dieſe
Verſchlechterung auf 170 Millionen Mark. Wie der Abg. Sattler
geſtern geſagt hat, dieſe Vorlage iſt der erſte Schritt, aber unter-
ſtützen Sie uns jetzt auch bei dem ſchüchternen Verſuch, eine Finanz
reform anzubahnen. Das Einnahmebewilligungsrecht des Reichs
tags bleibt voll aufrecht erhalten, auch wenn es ſich nicht mehr auf
500, ſondern auf 109 Millionen Mark jährlich erſtreckt. Wenn der
Reichstag den Reichsgedanken pflegen will, muß er dieſe Vorlage
Wer denn ſie bewegt ſich im Sinne der Reichsverfaſſung.
(Beifall.)

Abg. v. Skarzynski (Pole): Jch muß mich entſchieden gegen
die von den verbündeten Regierungen vorgeſchlagene Oſtmarken
zulage wenden. Es iſt hier im Reichstage jetzt wie im preußiſchen
Landtage. Wir ſollen hier wie dort gezwungen werden, zu den
Koſten für Maßregeln beizuſteuern, die gegen uns wegen unſerer
Nationalität gerichtet werden.

Nach längeren unweſentlichen Ausführungen des Abg. Schrader
(fr. Vgg.) erklärt ſich

Abg. Payer (ſüdd. Volksp.) gegen die Oſtmarkenzulage,
gegen die Gehaltsaufbeſſerung der Oberſtleutnants und gegen die
Reichsfinanzreform.

Darauf wird die Weiterberatung auf Montag 2 Uhr ver-
tagt. Schluß 6 Uhr.

Ausland.
Türkei.

Die Vorgänge in der Türkei.
Die Nachricht, daß der Zar von Rußland in der Angelegenheit

der Annahme der Reformen direkt an den Sultan eine Depeſche ge
ſandt habe, und die in der Preſſe gemachten Angaben über deren
Jnhalt ſind unrichtig. Der Zar hat den Botſchafter Sinowjew be
auftragt, er ſolle ſeine Genugtuung darüber ausſprechen, daß der
Sultan den Reformpunkten zugeſtimmt hat; der Zar ſei überzeugt,
daß der Sultan ſeine Zuſtimmung durch Taten erhärten werde.

Rumänien.
Neue Geſchütze.

Jn Beantwortung einer Interpellation des Generals
Lahowary über die Frage der neuen Schnellfeuergeſchütze erklärt
Miniſterpräſident Sturdza im Senate, die Frage werde ſeit 1898
ſtudiert. Lahowarh ſelbſt ſei mit Krupp 1900 in Verbindung ge
treten und habe bei demſelben Geſchütztypen beſtellt. Zum Zwecke
einer eingehenden Erprobung derſelben habe er, der Miniſterpräſi
dent, dann eine Batterie beſtellt, mit welcher gegenwärtig Verſuche
angeſtellt würden. Dieſelben ſeien noch nicht abgeſchloſſen. Mit
Unterſtützung des öſterreichiſch- ungariſchen Generalinſpekteurs der

h



Artillerie ſeien die alten Geſchütze ſo umgeſtaltet gorden, daß ſiejetzt 6 Schüſſe in der Minute abgeben könnten. ß ſie

OeſterreichUngarn.

Die Sprachenfrage in der Armee.
Segenüber der Meldung Wiener und reichsdeutſcher Blätter,

daß das Reichskriegsminiſterium eine Beſtimmung erlaſſen habe,
wonach den Offizieren der deutſchen Regimenter in Oeſterreich die
Erlernung der tſchechiſchen Sprache anbefohlen worden ſei, erfährt
das „Fremdenblatt“, das Reichskriegsminiſterium eine der
artige Verfügung nicht erlaſſen hat. Es richtete vielmehr an ſämt
liche Militär Kommandos einen nicht reſervaten Erlaß, in dem
im Anſchluß an die reglementariſchen Beſtimmungen für die Armee
auf die Wichtigkeit der Grlernung der Regimentsſprache hinge
wieſen und betont wird, daß in rein deutſchen Regimentern für die
Offiziere die Erlernung der Nationalſprache der Armee geboten
erſcheine, da Verſetzung in nichtdeutſche Regimenter aus dienſt
lichen Gründen notwendig ſein könne,

Das Rekrutengeſetz in Ungarn.
Der Honbvedminiſter v. Nhiry hat die Rekrutenvorlage für

1904 im Abgeordnetenhauſe eingebracht.
Frankreich.

Zur Humbert frage.
Mehrere radikale Blätter verlangen, daß die Kammer nach

Beendigung der Unterſuchung in der Humbert Sache in einer Re
t ihre ſchärfſte Mißbilligung über das Treiben der

iſten ausſprechen möge, die die HumbertSache benutzen
wollten, um gegen die vepublikaniſche Politik haltloſe Verleum
dungen auszuſtreuen,

Rordamerika.

Ein Beſuch des Generals Belk,
des Kommandanten des Fort Leavenworth in Waſſhington, hat zu
verſchiedenen Vermutungen Anlaß gegeben. Offiziere des General
ſtabes geben zu, daß der Beſuch mit Generalſtabsangelegenheiten

Zuſammenhang ſteht und eine Beratung mit dem General be
züglich eines möglichen Feldzuges gegen Kolumbien zum Zweck
haben könnte. Es wird angedeutet, daß, wenn Kolumbien fort
fahren würde, Truppen nach dem Jſthmus zu ſenden, die Dinge
damit einen Punkt erreicht haben würden, die Entſendung von
Truppen der Vereinigten Staaten jederzeit zu rechtfertigen.

Präſidentſchaftswahl in Kolumbien.
Bei der kolumbiſchen Geſandtſchaft in Waſhington iſt ein Tele

gramm des Oberbefehlshabers der kolumbiſchen Armee eingegangen,
in welchem dieſer mitteilt, der Spezialkommiſſar Reges, der ſich
jetzt in Waſhington befindet, habe bei den Präſidentſchaftswahlen
am 8. d. Mts. geſiegt.

Zwiſchen Kanada und den Vereinigten Staaten
ſoll ein neuer Konflikt bevorſtehen, nämlich um die Walfiſchfänger
in der Hudſonbai. Kanada hält daran feſt, daß dieſe Bai durch
den Vertrag von 1713 als abſoluter britiſcher Beſitz anzuſehen ſei,
der im Jahre 1870 von Kanada übernommen wurde, als die
Hudſonbai Geſellſchaft ihre Beſitzrechte für 1 500 000 Dollars
verkaufte und die engliſche Regierung die kanadiſchen Souveräni-
tätsrechte anerkannte. Die Vereinigten Staaten haben bisher
gegen eine derartige Anſchauung nicht verſtoßen, aber ſeit mehr als
70 Jahren ſind amerikaniſche Walfiſchfänger in der Bai er
ſchiewen und haben auf den Jnſeln der Bai vollſtändige Nieder
laſſungen angelegt. Man befürchtet in Kanada, daß auf grund
dieſer ungeſtörten Anſiedelung politiſche Rechte von ſeiten Amerikas

gemacht werden könnten. Schon als die Pläne für ein
i richt in der Alaskafrage entworfen wurden, ſtiegen den

kanadiſchen Behörden wegen der HudſonbaiFrage Bedenken auf,
und man beſchloß, eine Expedition dorthin zu ſchicken und einen
Gouverneur einzuſetzen, der dauernd dort zu wohnen und an der
Spitze einer kanadiſchen Polizeitruppe die Ordnung aufrecht zu er
alten und die kanadiſchen e zu verteidigen hätte. Dieſe
Expedition hat ſich an Bord des Neufundländer Dampfers „Neptun“
eingeſchifft. Die Erpedition hat den Auftrag, alles an die Bai

Land iell noch einmal derr Tr zu W
en dadurch klar zu machen, ie Bai zu Kanada
ört. Sie hat ferner ſtrikten Befehl, die amerikaniſchen Wal

iſchfänger, die ſie in der Bai antrifft, zu vertreiben. Die
amerikaniſchen Schiffsbeſitzer erklären, daß ſie ſich dem kanadiſchen
Verlangen nicht fügen werden, die in der Bai befindlichen
amrikaniſchen Kapitäne ſollen von ihren Firmen den Befehl

haben, den Verfügungen der kanadiſchen Expedition
eventuell Widerſtand entgegenzuſetzen. Ob und wie es dem
kanadiſchen Expeditionsſchiff gelingen wird, ſich ſeines Auftrages
zu entledigen, weiß man nicht. Vorläufig liegt der „Neptun“
ebenſo wie die amerikaniſchen Dampfer durch das Eis in der Bai
eingeſchloſſen, und erſt nach Wiedereröffnung der Schiffahrt im
Frühſommer des nächſten Jahres wird man in der Lage ſein, zu
erfahren, was aus dieſer Angelegenheit geworden iſt. Man be
fürchtet vor allen Dingen deshalb, daß Bruder Jonathan ſein
Auge auf die Bai geworfen hat, weil in der Provinz Franklin, die
nördlich der Bai liegt, Goldfunde gemacht wurden, die erwarten
laſſen ſollen, daß man ein zweites Klondike gefunden hat.

Mittelamerika.

Rückzug der kolumbiſchen Truppen.
Nach einem Telegramm aus Colon ſind dort aus dem Jnnern

Kolumbiens Meldungen eingetroffen, daß die gegen Panama vor
rückenden kolumbiſchen Truppen zurückbeordert ſeien. Die Truppen,
die einen Weg durch das Gebirge in der Richtung auf Panama
bahnen ſollten, ſind nach großen Leiden nach Karthagena zurück
gekehrt.

Präſidentſchafts- Kandidaten in Santo
Homingo.

Als Kandidaten für die Präſidentſchaft find aufgeſtellt
Morales und der ehemalige Präſident Jimenez.

Aus Nah und Fern.
Gattenmord. Jn Zur (Schleſien) erſchlug der Schneider

meiſter Penkert ſeine Ehefrau. Nachdem er ihr das Geſicht mit einem
Meſſer bearbeitet hatte, ſchlug er ſie mit dem Bügeleiſen mehrfach auf
den Kopf. Sodann verſuchte er durch Erhängen ſich ſelbſt den Tod zu

eben, doch war die Schnur zu ſchwach. Er wurde zunächſt nach demKranfenhauſe ebracht, wo die Einſchnitte der Schnur geheilt werden

ſollen. Gegen ſeine Frau iſt er von jeher ein Wüterich geweſen ſo daß
ſie bereits den Willen kundgegeben hatte, ihn zu verlaſſen.

Zuſammenſtoß. Sonnabend nachmittag ſtießen bei Frederiksberg
ehe le zuſammen. Vier Perſonen wurden ſchwer, ſechs

t verletzt.9 Untergegangenes Segelſchiff. Aus Hamburg wird gemeldet

Segelſchiff „Sigrid“ iſt auf der Fahrt nach St. Johns unweit Renews
untergegangen. Die ganze ren Mann ſtarke Beſatzung fand den Tod.

Mordtat einer Geiſteskranken. Eine geiſteskranke Frau L. in
der Turmſtraße zu Berlin ermordete Sonnabend nachmittag ihre beiden
Kinder.

Eiſenbahnnnglück. Der von Peſt nach Fiume abgegangene
Schnellzug ſtieß bei Hildegkut mit einem Güterzuge zuſammen. Hierbei
wurden vom Zugperſonal mehrere Perſonen ſchwer und einige Reiſende
leicht verletzt.

Urteil gegen die Direktoren der Wenzelvorſchußkaſſe. Jn dem
Wenzelvorſchußkaſſenprozeß zu Prag wurden Prälat Drozd und Direktor
Kohaut zu je ſieben Jahren, ein anderer Angeklagter zu zwei Jahren,
ein vierter zu 13 Monaten Kerker verurteilt zwei Angeklagte wurden
freigeſprochen.

Studentenunruhen in Kiew. Den Anſtiftern von Unruhen an
der Univerſität Kiew iſt es rn eine allgemeine Obſtruktion

Als Grund derſelben wird die Verhaftung von
tudenten bei der jüngſten Kundgebung vor der Univerſität an

gegeben. Poliziſten und Koſaken halten die Ordnung vor dem Uni
verſitätsgebäude aufrecht. Jm polytechniſchen Inſtitut ſind ſeit frühem
Morgen über 300 Studenten bemüht, der Obſtruktion entgegen
zutreten. Die auf Wunſch jener Studenten, welche an den Ruühe
ſtörungen nicht teilgenommen hatten, begonnenen Vorleſungen wurden
auf Beſchluß des Profeſſorenkollegiums abgebrochen. Die Zuhörer faßten
den Beſchluß durch eine Deputation den Verweſer des Finanzminiſteriums
um Klärung der Lage zu bitten, beſchränkten ſich aber ſchließlich darauf,
dem Direktor des Jnſtituts ein Telegramm an den Verweſer des Finanz
miniſteriums zu übergeben mit der Bitte, das Inſtitut nicht zu ſchließen
Die Vorleſungen ſind auf zwei Tage eingeſtellt worden. Das Profeſſoren
kollegium hat die Studenten aufgefordert, an Verſammlungen nicht
teilzunehmen.

Eine verwickelte DiamantendiebſtahlsAffäre gibt der Berliner
Kriminalpolizei Anlaß zu eifrigen Nachforſchungen nach einem
raffinierten Dieb und Hochſtapler, der in Berlin ſeine Gaſtrolle ge

eben hat. Der Berliner „L.-A.“ berichtet darüber Der Kauſmann
l. am Kurfürſtendamm beſchäftigt ſich u. a. auch mit dem Vertriebe

von beſonders wertvollen Pretioſen an Private. Dieſer Tage nun
wurde Herr Fl. durch die Schauſpielerin Betty S., die bei ihm
wohnt, ein junger Mann namens James Poſener vorgeſtellt. Der
etwa 25 Jahre alte Poſener gab an, der Neffe der genannten Frau
Betty S. zu ſein. Die letztere konnte ſich beim erſten Empfange des
eleganten jungen Mannes r nicht ſofort erinnern, einen Neffen
des Namens Poſener zu ihrer weitverzweigten Verwandtſchaft zu
zählen, ſchließlich aber ſchenkte ſie den Angaben des Mannes mit
den gewinnenden Manieren Vertrauen und machte Herrn Fl. mit
ihm bekannt. Poſener wiederholte ſeine Beſuche bei ſeiner angeb
lichen Tante und wußte ſich dabei auch bei dem an ſich mißtrauiſchen

Fl. einzuſchmeicheln. Es kam die Rede auf den Handel mit
Zrillanten und Juwelen. Poſener warf die Bemerkung hin, daß

ein Onkel von ihm, ein Pferdehändler aus Dresden, den Frau
Betty S. nicht kannte, weil er von der „anderen Linie“ wäre, dem
nächſt in Berlin eintreffen würde, um gemeinſam mit dem Neffen
Diamanten und ſonſtige Schmuckſachen zu Weihnachtsgeſchenken ein
ukaufen. Poſener ließ Herrn Fl. gegenüber durchblicken, daß letzterer
ier ein Geſchäft machen könne die Vermittelung mit dem Käufer

würde er (Poſener) ſchon in die Wege leiten. Am Tage der angekündigten
Ankunft des Onkels aus Dresden führte Poſener Herrn Fl., ſeine „Tante“
und die Wirtſchafterin des Herrn Fl., die er zu Einkäufen in der
Stadt zu überreden wußte, nach einem Café am Bahnhof Friedrich
ſtraße, wo er den erwarteten Onkel zur beſtimmten Stunde Herrn
Fl. vorſtellen wollte. Das Arrangement war ſo getroffen worden,
daß der Pferdehändler aus Dresden, deſſen Vermögen von dem
Neffen auf Millionen geſchätzt wurde, nach der erſten Vorſtellung
im Cafés in die Wohnung der Herrſchaften geführt werden ſollte.
Erſt dort ſollte er die Diamanten des Herrn Fl. in Augenſchein
nehmen. Doch der Onkel aus Dresden ließ lange auf ſich warten.
Man wurde unruhig. Schließlich erbot ſich der Neffe, einmal auf
dem Bahnhofe oder im Hotel, wo der ſchmerzlich erwartete abgeſtiegen
r ſollte, nachzuſehen der Onkel hätte vielleicht den Weg verfehlt.

un machte ſich Poſener auf den Weg zur Wohnung des
Herrn Fl. Dieſelbe wurde augenblicklich von einem Dienſtmädchen,
der Schweſter der bezeichneten Wirtſchafterin, bewacht. Poſener
überraſchte das Mädchen mit der Schreckensbotſchaft, daß ihre
Schweſter, die Wirtſchafterin, am Lehrter Bahnhof ſich ein Bein
gebrochen habe die Verunglückte verlange dringend nach der Gegen
wart der Schweſter. Poſener ſelbſt erbot ſich, falls das Mädchen
weggehen wollte, im Hauſe zu warten, bis die Herrſchaften zurück
gekehrt wären. Nach dem Weggang des Mädchens öffnete Poſener,
der nunmehr in der Wohnung des Herrn Fl. allein war, einen
Schrank und ſtahl daraus Diamanten im Werte von 1800 Mk.
Dann wollte der Dieb den eiſernen Geldſpind, in dem ſich eine
roße Summe baren Geldes und Juwelen befanden. erbrechen. Als
hm dies nicht gleich glückte, verſchwand er, wohl in der Sorge, er

könnte bei längerem Verweilen durch ſein Poltern an dem Spind
ſich bemerkbar machen. Die Spuren des Gauners werden von der
Kriminalpolizei verfolgt.

Die Chirurgie im Dienſt der Schönheit. Der berühmte Billroth
war vielleicht der erſte wirkliche Künſtler unter den Chirurgen,
denn es gewährte ihm eine beſondere Befriedigung, ein irgendwie
entſtelltes Menſchenkind durch eine Operation inſoweit zu ver
ſchönern, daß es nicht mehr ein Gegenſtand des Mitleids oder gar
des Abſcheus für die Mitmenſchen zu ſein brauchte. Wie vielen
innigſten Dank er gerade durch die Fürſorge von ſeinen Patienten
geerntet haben muß, iſt nicht ſchwer auszudenken. Die Chirurgie
auf ihrem heutigen hochvollkommenen Standpunkt nimmt eine
doppelte Rückſicht auf die Schönheit, einmal nach dem Vorbild
Billroths und andererſeits im Hinblick darauf, daß ein notwendiger
operativer Eingriff möglichſt wenig zu einer äußeren Entſtellung
führe. Manche Operation würde weſentlich leichter auszuführen
ſein, wenn nicht der durchaus berechtigte Grundſatz beobachtet
würde, daß dadurch keine Verunſtaltung an einem ſichtbaren
Körperteil veranlaßt werden darf. Die zweite Forderung zu be
friedigen, iſt Ehrenſache jedes Chirurgen, während ſich mit der
Löſung der erſteren Aufgabe nur einige Vertreter der Chirurgie be-
ſchäftigt haben. Unter ihnen iſt Dr. Gerſunhy zu nennen, der in der
„Wiener Mediziniſchen Wochenſchrift“ über eine ganze Reihe von
Operationen berichtet, die er zum Zweck der Verſchönerung vor-
genommen hat. Zunächſt ſpricht er von ſeinem Verfahren, die Miß-
bildung der ſogenannten doppelten Lippe zu beſeitigen, die in einem
roten Wulſt beſteht, der dem Lippenrot der Oberlippe parallel geht
und dieſe ſcheinbar verdoppelt. Namentlich beim Sprechen und beim
Lachen wirkt dieſe Mißbildung ſtark entſtellend. Dr. Gerſuny mußte
erſt die Natur des roten Wulſtes angatomiſch unterſuchen, ehe er auf
das geeignete Verfahren zu ſeiner Beſeitigung kam. Jetzt kann
dieſe Operation derart bewerkſtelligt werden, daß das Ausſehen
des Mundes vollkommen normal wird. Als zweiten Fall behandelt
Dr. Gerſunh die künſtliche Verkleinerung der Ohrmuſchel, die teils
durch eine natürliche Mißbildung des Ohres, teils durch krankhafte
Vergrößerung wünſchenswert werden kann. Einem einigermaßen
gut geformten Ohr pflegt man wenig Aufmerkſamkeit zu ſchenken,
aber ein zu großes Ohr dürfte ſeinem Beſitzer doch manchen ver-
wunderten und peinlich wirkenden Blick eintragen. Der Wiener
Arzt hat erhebliche Verbeſſerungen zu großer Ohren ohne viele
Mühe und ohne auffällige Narben zu erzielen gewußt. Beſonders
häßlich ſind abſtehende Ohren, und auch dagegen weiß der Chirurg
Rat. Die Operation zur Beſeitigung dieſes Schönheitsfehlers iſt
nicht ſo einfach, wie man denken möchte, da das Abſtehen der Ohren
durch eine Eigenſchaft des Ohrknorpels veranlaßt wird. Es ge
nügt demnach nicht, am Anſatz des Ohres eine Hautfalte heraus-
zuſchneiden und die Wunde zu vernähen, damit die Ohrmuſchel
näher an die Kopfhaut herankomme. Nach dieſer Operation würde
der Knorpel das Ohr bald in die frühere Stellung zurückziehen.
Der Eingriff muß deshalb tiefer gehen, indem der Knorpel der Ohr
muſchel bloßgelegt und mit dem Meſſer oberflächlich etwas abge
tragen wird, damit er weniger ſteif wird. Auch dieſe ſcheinbar nicht
ganz einfache Operation kann ſo geſchehen, daß keine merkliche
Narbe verbleibt. Noch mehr in die Mode gekommen als dieſe
chirurgiſchen Verſchönerungen und vielleicht auch noch notwendiger,
iſt die Einrenkung einer mißgeſtalteten Naſe. Am dringendſten
werden danach die Beſitzer einer zu ſtark gebogenen oder durch einen
Höcker entſtellten Naſe verlangen. Hier iſt die Vermeidung einer
auffallenden Narbe beſonders wichtig, und dadurch wird die Ope
ration erſchwert, doch genügt die Kunſt des Chirurgen auch in dieſer
Hinſicht heute vollkommen. Die oft geäußerte Beſorgnis, die Haut
könnte für eine kleiner gemachte Naſe nachher zu weit ſein und
Falten bilden, beſtätigte ſich bei geſchickter Ausführung des Ein
griffs nicht. Neuerdings hat man ein einfaches Verfahren zu dieſem
Zweck in der Einſpritzung von flüſſigem Paraffin gefunden, die
allerdings verblüffende Erfolge erzielt hat. Die Tatſachen haben
aber gelehrt, daß doch große Vorſicht dabei nötig iſt, weil mitunter
Beſchwerden erfolgt ſind, die eine Herousnahme des Paraffins er
fordert haben, und daß zuweilen ſpäter die Naſe ihre künſtlich er
reichte Form in höchſt unvorteilhafter Weiſe ſelbſttätig verändert

Trauungen im Dunkeln. Eine eigenartige Hochzeit fand,
wie ein engliſches Journal erzählt, vor kurzem in Brooklyn ſtatt.
Mr. und Mrs. Carroll M. Burck wurden im Hauſe der Mutter der
Braut getraut, aber nicht im hellen Lichte des Tages, wie es
der Charakter der Feier zu fordern ſcheint, ſondern im Dunkeln.
Das Zimmer wurde nicht nur durch die Fenſterläden verdunkelt,
ſondern auch feſt verriegelt und bewacht. Nicht einmal Kerzenlicht
wurde zugelaſſen, und der amtierende Geiſtliche mußte den kurzen
Gottesdienſt in völliger Dunkelheit leiten. Das Paar nahm zehn
Minuten vor 8 Uhr ſeine Plätze ein; als alles bereit war und
auch das halbe Dutzend Gäſte ſich eingefunden hatten, wurden
die Lampen ausgelöſcht und die Feier begann. Der Geiſtliche
konnte ſeine Rolle auswendig, und die Antworten des Braut
paares wurden mit hörbarer Stimme gegeben. Die merkwürdige
Trauung war die Folge der Drohung eines reichen Maklers, der
erklärt hatte, er würde die Braut, Miß Géktrude Willis, er
ſchießen, wenn ſie je einen anderen Mann als ihn heiraten ſollte.
Nach der Trauung wurden die Neuvermählten von zwei Beivaff
neten zur Bahn begleitet, und dieſe reiſten noch ein Stück mit
ihnen. Bräutigam und Braut waren vorher von dem Makler
brieflich und perſönlich bedroht worden; er hatte geſchworen, er
würde ſie töten, wenn ein Verſuch zur Vollziehung der Trauung
gemacht würde. Vor einem halben Jahre verlobte ſich ein Mit
glied einer in St. Louis ſpielenden Operettengeſellſchaft und der
„Preſſeagent“, der dafür zu ſorgen hat, daß in den Zeitungen
ſtändig von den Aufführungen die Rede iſt, ſchlug dem Mädchen
vor, nach Schluß des Stückes die Trauung im Theater bei Dunkel
heit vollziehen zu laſſen. Die junge Dame machte Einwendungen
aber gegen einen Scheck von 400 Mk. willigte ſie ein, falls ihr
Bräutigam nichts dagegen hatte. Als alles feſtgeſetzt war, machte
ſich der „Preſſeagent“ ans Werk, und jeden Abend war das Theater
gedrängt voll, weil alle das Mädchen ſehen wollten, das im
Dunkeln heiraten würde. An dem feſtgeſetzten Abend, der natürlich
durch Annoncen bekannt gemacht worden war, bat man das Publi-
kum nach Fallen des Vorhanges, während der Trauung ſitzen zu
bleiben. Als die Schauſpieler und Schauſpielerinnen ihre Sitlze
auf der Bühne eingenommen hatten, erſchien der Geiſtliche, und
auf ein Zeichen des höchſt befriedigten „Preſſeagenten“ wurde
das Theater verdunkelt, und die Zeremonie begann; ſie dauern e
nur zehn Minuten; aber die Verſammlung ging mit der tief
Befriedigung davon, daß ſie einer der ſeltſamſten Trauungen, die
je gefeiert worden iſt, beigewohnt hatten. Ein Zufall war die
Haupturſache dafür, daß Miß Jane Donne und Mr. Perch Whellan
im Dunkeln getraut wurden. Die Hochzeit fand in Jackſonville
ſtatt und alles ging glatt von ſtatten; aber plötzlich, gerade als der
Prediger die Braut fragte, ob ſie Mr. Whellan als ihren ehelichen
Gemahl nehmen wolle, ging das Gas aus und die Verſammlung
ſaß in tiefſter Dunkelheit. Man machte mehrere Verſuche, es
wieder anzuzünden, aber es ſtreikte beharrlich. Die Braut, die
ein wenig abergläubiſch war, erklärte, daß das eine Warnung für
ſie wäre, und man hatte erhebliche Schwierigkeit, ſie zu der Fort
ſetzung der Zeremonie bei einigen Kerzen zu bewegen,

Wiſſenſchaft, Kunſt und Theater.
T Wie ſah Goethe aus? Aus Weimar, 9. Dezember,

wird den „M. N. N.“ geſchrieben Jm Anſchluß an einen Zeitungs
artikel „Wie ſah Goethe aus bringt die „Weimariſche Zeitung
eine Anzahl intereſſanter Zuſchriften, die die Tatſache beſtätigen, daß
an Goethes Geſtalt ein gewiſſes Mißverhältnis zwiſchen der oberen
und der unteren Körperhälfte (der Unterkörper war ver
hältnismäßig zu kurz) beſtanden hat. Der verſtorbene
Bibliothekar der großherzoglichen Bibliothek in Weimar, Sbkell,
war in jüngeren Jahren eine an Sekretär bei
Goethe. Er hat wiederholt Bekannten mitgeteilt, daß Goethe ſich
der Kürze ſeines Unterkörpers wohl bewußt geweſen ſei; daher ſein
ganz auffälliger Widerwille gegen den Frack, den e

eradezu haßte. Nur wenn die geſellſchaftlichen Rückſichten ihmder auferlegten und es eben nicht anders ging, ſei er in dieſem

leidungsſtücke erſchienen, ſonſt nur in dem bekannten langen Rock,
der den Fehler korrigiert oder wenigſtens verdeckt habe. Auch die
der Stadt Weimar gehörige, auf dem Rathaus ſtehende Gips
her Goethes ſtellt dieſen in langem, bis auf die Knöchel reichenden

ock dar die meiſten Gemälde zeigen ihn nur im Bruſtbild. Da
gegen kann man Goethe auf einer e r. von Riemer,
dem langjährigen Freund und Hausgenoſſen des Dichters, ſehen, wie
dieſer in zugeknöpftem Frack, den Zylinder auf dem Haupte, ſich in
den Straßen Weimars bewegt, anſcheinend in lebhafter Unterhaltung.
Auf dieſem ſehr charakteriſtiſch gezeichneten Blatte fällt ſofort die
gedrungene Geſtalt, das Ueberwiegen des Oberkörpers über die kräf
tigen, aber im Verhältnis zu kurzen Beine auf. Als Profeſſor Souppe
aus Anlaß der goldenen Hochzeit 1892 das Blatt der Frau Großberzogin
Sophie verehrte, hatte dieſe zuerſt den Eindruck, daß es ſich um eine
Karrikatur handle; aber ſie überzeugte ſich bald, daß zu dieſe
Annahme kein Grund vorlag. Auch der Landſchaftsmaler Friedric
Preller, der Aeltere, der Schöpfer der Odyſſee-Bilder, der Goethe
noch gekannt hat, hat wiederholt beſtätigt, daß Goethe ſitzend größer
erſchien als ſtehend, eben wegen der Kürze der unteren Extremitäten

Letzte Telegramme.
Metz, 13. Dez. Jn dem Zollſchuppen des hieſigen Bahn

hofes brach heute früh kurz nach 3 Uhr Großfeuer aus, dem
eine ſehr bedeutende Oelladung, mehrere Waggons amerikaniſchen
Specks ſowie andere Güter reichliche Nahrung boten. Außer
den Feuerwehren von Metz und des Vorortes Sablon waren
auch drei militäriſche Feuerwehren bei der Rettung gefährdeter
Güter und Löſchung des Brandes tätig. Dieſe geſtaltete fich
beſonders ſchwierig, weil der nächſte Hydrant ein Kilometer ent
fernt war. Die Mannſchaften der Feuerwehr des vierten
bayeriſchen Jnfanterie-Regiments, welche zuerſt auf der Brand
ſtätte erſchienen war, holten mit Lebensgefahr die Petroleum
fäſſer aus dem brennenden Schuppen. Um 9 Uhr vormittags
war das helle Feuer gelöſcht. Menſchen ſind nicht verletzt
wart der ſachliche Schaden wird auf 2 Millionen Mark
geſchätzt.

Mazamet (Dep. Tarn), 13. Dezbr. Der Ausſtand der
Arbeiter in der Wollinduſtrie, der 14 Tage andauerte, iſt be
S da die Arbeitgeber die Forderungen der Arbeiter be
willigten.

Madrid, 13. Dez. Jn der Nähe von Coördoba entgleiſte
infolge eines Dammrutſches ein Eiſenbahnzug; 14 Perſonen
wurden getötet, zahlreiche Perſonen erlitten Verletzungen.

Kopenhagen, 13. Dez. Der König von Dänemark ge
denkt während des Aufenthaltes, den er auf der Reiſe nach
Gmunden in Berlin nimmt, dem Deutſchen Kaiſer einen Be
ſuch abzuſtatten.

Vardoe, 14. Dez. An Bord des Dampfers „Orion“ aus
Bergen brach geſtern nachmittag, als das Schiff ſich zwiſchen
Makur und Syſtefjord befand, Feuer aus, welches das Schiff
nach vergeblichen Verſuchen, es an Land n bringen, r
erſtörte. 26 Perſonen von der Mannſchaft und den an Bor

ndlichen Paſſagieren konnten ſich in Booten retten, ſechs
kamen in den Flammen um. Von den geretteten Perſonen
find drei ſchwer verwundet.
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wetter Ang. auf Grund der Berichte der deutſchen Seewarte
Hamburg. Nachdruck verboten.)dte 15. Dezember Vielfach bedeckt, feuchtkalt, Schneeluft,

er.
Mittwoch, 16. Dezember Kälter, wolkig mit Sonnenſchein,

rauher Wind, ſtrichweiſe Schnee.

Waſſerſtände.
Nach amtlichen Nachrichten der Königl. ElbſtromBauverwaltung.

Beobachtet in der ittagszeit.

bedeutet Null.über, unter e
Saale.

lle 13. Dez. 2,00 14. Dez. 2,00rotha 2,28 228Alsleben 11. vez 2,06 12. Dez. 2,02 0,04
Bernbur 1,63 1,62 0,01Calbe, Obp. 1,72 a ges edo. Unip. 1,32 m 1321lUnſtrut.
Straußfurt 11. Dez. 1,60 12. Dez. 1,65] 0,05

Moldau.
Budweis 10. Dez. 0,1611. Dez. 0,20 0,04
Prag 0,62 0,67 0,05Havel.
Brandenburg 11. Dez. 12. Dez.Oberpegel 2,20 220Unterpegel 1,44 r 1,45 0,01Rathenow

Oberpegel f 1,64 e 1,62 0,02Unterpegel 1,02 1,021velberg v 2,62 2,550,07Elbe.
rdubitz 10. Dez. 1,98 11. Dez 1,71 0,271
randeis 1,38 s l 017Melnik 0,90 1,00 0,10Leitmeritz 11. Dez. 0,64 12. Dez. 0,74 0,10Außi 7 1,12 1231 11Dres 0,22 m 0,21 12Torgen n 2,00 n 2,05 0,05

Wittenberg 2,60 2,60Roßlau n 2,05 2,07 l 0,02Aken 7 2,34 2,38 0,04Barby 2,35 2,37 0,02Magdeburg 1,95 x 1,93 0,02Tangermünde 3,00 2,91 0.09Wittenberge r 2,72 2,62 0,10Lenzen 2,83 2,72 0,11Dömitz 2,34 2,22 0,12Darchau r 2,12 n 2,02 0,10Lauenburg 2,45 2,35 0,10
Börſen- und Handelsteil.

TagesMarktberichte.
Berlin, 12. Dezember. Berliner Produktenbörſe.) Dieamtlich feſtgeſtellten den waren am Frühmarkt: Weizen, märk.

158,50 161,00 ab Bahn. Roggen märk. 129,00 ab Bahn.Gerſte, leichte inländ. Futtergerſte 128,00 132,00 ſchwere 133,00
bis 143,00 ab Bahn und frei Wagen, ruſſ. 105,00-119,00
frei Wagen. Hafer, märk., mecklenburg., pomm., preuß., poſ. und

ſchleſ. fein 140,00--157,00 mittel 129,00 139,00 gering
123,00 128,00 A. ab Bahn und frei Wagen ruſſ. mittel 126,00
bis 130,00 gering 118,00 122,00 frei Wagen. Mais,
amerik. mixed i10, 50 112,00 La Plata 106,00 108,50 frei
Wagen. Erbfen, inländ. und ruſſ. Futterwaare mittel 144,00 bis
148,00 feine 149,00 158,00 A. ab Bahn und frei Wagen.Weizenmehl 'o0 brutto inkl. Sack 20,00 22,50 Roggenmehl 0
und 1 brutto inkl. Sack 16,20 18,00 We enkleie 8,75——-9,60
ab Mühle. Roggenkleie 9,30—9,80 A. ab hle. hWeizen märk. und havell. 158, 50 161,00 4 ab Bahn Dezember

161,50 Mai 165,50 Roggen märk. 128,50 130,00 A.ab Bahn, Dezember 131,75 Mai 136,25 A. Hafer märk.,
mecklenburg., bomm., preuß., poſ. und ſchleſ. fein 140,00 157,00
mittel 129,00 13900 gering 123,00 128, 00 Dezember
129,00 Mai 130,25- 130, 00--130,25 Mais amerik. mixed
110,00 111,50 La Plata 106,00 ios, 50 AC., Mai 107,25 107,50
bis 107,25 Weizenmehl 00 20,00 --22, 50 Roggenmehl 0 und 1
16,20 18,00 böl Dezember 47,00 Br., Mai 47,30 A. Br.
Preiſe um 2 Uhr (nichtamtlich) Weizen D ember 161,50
Mai 165,50 Juli 167,50 Roggen Dezember 131,75 Mai
133,25 Juli 137,75 Hafer Dezember 129,00 Mai i3, 25
Mark, Juli 132,50 A. Mais Dezember 105,00 Mai 107,25
Mehl Dezember 16,60 Mai 17,25 Rüböl loko 47, 20
Dezember 47,00 Mai 47,30

Zentralſtelle der Preußiſchen Landwirtſchaftskammern.
Notierungsſtelle.

12. Dezember 1903.
Für inländiſches Getreide iſt in Mark per Tonne gezahlt worden

Weizen Roggen Gerſte eUckermark 154 160 124-130 130 140 1 140Mittelmark, Priegnitz 146 159 124--129 125 140 e

Neumark 150--160 120 128 125 140 124--132
Lauſitz 152 164 120--130 122--137 130 135
Magdeburg 143 156 129--134 136--170 121 132
Altmark 150--165 120 132 130 140 135 140

147- 156 124- 129 129 153 120--137Merſeburg, öſtl. d. Mulde
145 156 128--136 140--166 122 150do. weſtlich der Mulde

Erfurt 150 140 s 120Stettin (Bezirk) 153-158 125- 1294 130--145 123--130
Stettin (Platz) 154--158 128 -129 a eAnklam (Platz) 153 125 132 125Danzig 166 167 127 123 130 112--124Thorn 159 164 126--130 122--126 127--132
Königsberg i. Pr. 149--160 120--130 120 120
Allenſtein 157--165 130--135 115 120 113 126
Breslau 154-164 118--128 124--140 113--121
Strehlen 148--161 123 126 125--135 114--116
Goldberg 159 162 126 129 135--140 116--120
Liegnitz 150 162 126 129 137142 116--122
Poſen 154--164 117--124 119--130 119 125n h 124 123 122--125Jnowrazlaw 140--157 120 126 125Gneſen 161 121 132 122Kiel 153 131 130 140Hannover Süd 149 155 132--140 138 170 120--140

do. Elbe Weſer 122--140 17 136 140do. Weſt 145 153 o 123Münſterland 160 161 139- 141 2 122Weſtf. Jnduſtriebezirke 153 161 133 141 122 130 123 131
Sauerland 65--171 137--145 138--146 129 147
Paderbornerland 154--158 136 144 131x 126 134
Fulda 155- 1571 130--135 150 160 125--130
Kaſſel 1655 132--135 140--150 120 130
Stadt 755 er e en 20 p.Berlin le 131 125Königsberg i. Pr. 157 127Breslau 165 128 1 121oſen 164 122 130 122annover 155 136 140euß 164 134 124Mannheim 166 140 2 132Hamburg 160 135 2 2Raps: Breslau 201

f1 e e el her 20 eincFracht, Zoll und Spefen e ein der Hraktiate
unterſchiede

am 12. Dezbr., am 11.
Von Newyork nach Berlin Weizen loko 91 Cts. AI85,00.183,75Chicago 7 795 Cts. 176,50 a 176,50Jn Liverpool frei Miarz ſh. d. 17925 178.00
Von Odeſſa m r loko 85 Kop. 165,50 167,00Rige n loko 93 Kop. 16950 16950
Jn Paris n 7 Dezbr. 20 fes. i66 167,50Von Am ſterdam anLeere nach d Roggen loko 633, Cis. z 14900 14900

Odeſſa loko 64 Kop. „138,50 1Riga s loko 74 Kop. „144,50,, 144,50r Amſterdam nach Köln hl. fl.Rewyork nach Verlin Mais Dezbr. 52 Cis. 109,00 108,25

Magdeburger Handelsbericht vom 12. Dez. (Nichtamtlich.)Zim Kartoffelſtärke und -Mehl 21,00 2120 .4.
apskuchen (Alles für 100 Kg.)

Magdeburg, 12. Dez. (Carl Schulze jun.) Trockenſchnitzel See eausſchließlich Sack frachtfrei Magdeburg 10000 Kkg-Ladungen.
11. Dez., 6 Uhr abends. Warenbericht.(Die rei ngeklammerten Notierungen ſind vom 10. Dez.) Weizen

P Mal 815 (80 per n 771 (76), Mais verai 434 e Schmalz per Jan. 6,47x (6,42), per Mai be
6,57), Speck ſhort clear 6,12— 6,25 6,12--6,25), Pork per

11,67x (11,52).

Tendenz 3 feſt.
Tendenz Mais feſt.

WochenMarktberichte.
Wöochenbericht über Kalikuxe. (Mitgeteilt von der Firma

Friedmann u. Weinſtock, Halle a. S., Leipzigerſtraße 12.) Die
flaue Tendenz der Vorwoche beherrſchte auch den Kalikuxenmarkt
während des größten Teils der gegenwärtigen Berichtswoche doch
konnte man wahrnehmen, daß wohl in keinem Effekt ein dringendes
Angebot herrſchte, wodurch unſere, an dieſer Stelle ſo oft ausge

ſprochene Anſicht ihre volle Beſtätigung findet, daß die guten Kali
werte ſich größtenteils in kapitalkräftigen Händen befinden und
ſchwache Hände dem Markte bisher fern geblieben ſind. Jnfolge
der Ungewißheit, die betreffs der Verlängerung des Kaliſyndikats
herrſchte, ſcheint ſich die Tiefſpekulation etwas weit vorgewagt zu
haben, um durch Blanko- Verkäufe und billige Notizen das Kurs
niveau zu drücken. Als jedoch zum Wochenſchluß das Reſultat der
Shyndikatsſitzung vom 8. d. Mts. bekannt wurde, dahin lautend, daß
ſich der Preußiſche Fiskus zu einer Ermäßigung ſeiner Anteils
quote zugunſten jüngerer Werke bereit erklärt habe, und ein
gleiches Entgegenkommen bei älteren Werken mit größerer Be
teiligungsziffer zu erwarten ſei, daß ferner die für das laufende
Jahr vorliegenden Aufträge eine ſolche Höhe aufweiſen, wie noch
niemals ſeit Beſtehen des Shndikats, da ſchritt die Spekulation zu
Deckungen, in deren Folge die meiſten Werke ihr Kursniveau um
mehrere hundert Mark erhöhten. Durch das Reſultat der erwähn-
ten Verſammlung kann man die Verlängerung des Kaliſyndikats
als geſichert betrachten, wodurch die geſamte diesbezügliche Jn
duſtrie einer gedeihlichen Weiterentwickelung entgegenſieht. Wir
haben in unſeren letzten Berichten des öfteren vor allzu großem
Peſſimismus gewarnt und ſtets die Anſicht vertreten, daß es
zwiſchen den älteren und jüngeren Werken inbetreff des Syndikats
ſchließlich doch zu einer Einigung kommen würde. Zu bedauern iſt
nur, daß der neue Verband nur auf fünf Jahre begründet iſt,
was immerhin der Ausdehnung des Exportes eine gewiſſe Unſicher
heit verleiht und der Anbahnung dauernder und ausgedehnter
überſeeiſcher Geſchäftsverbindungen erſchwerend in den Weg treten
dürfte. Bei der kräftigen Entwickelung der Kaliinduſtrie und dem
faſt täglichen Entſtehen neuer Werke würde man aber auch hier
i darauf Bedacht nehmen müſſen, ſich ausgedehnte und

uernde Abſatzgebiete im Auslande zu ſichern. Was den Kali-
kuxenmarkt im beſonderen anbetrifft, ſo ſind aus folgendem die
Schwankungen während verfloſſener Woche in den hauptſächlichſten
Werten zu erſehen:

Nachfrage ungebot
ntebrr Kurſe rn iwe Kurſe

Alexandershall 3875 250 4425Adolfsglück 365 v 550
Beienrode 5325 5400 5450Burbach 6150 6350 6400Desdemona 3250 3375 3450Friedrichshall 1350 1430 1460
GlückaufSondershauſen 11400 11600 11700
Hohenfels 7750 8000 8050Johannashall 3950 4100 4200

Bericht über den Oelkuchenmarkt von Achenbach Co.,
Hamburg, 11. Dez. Die Lage des Geſchäftes iſt ziemlich unverändert.
Für neue Abſchlüſſe zeigt ſich wenig Jntereſſe, während die wo
gegen frühere Verkäufe nichts zu wünſchen übrig laſſen. Erdnu
kuchen und Mehl. Während man ſich in Marſeille noch immer
nicht an niedrigere re gewöhnen will, hat man in unſerm Markte
der geringen Nachfrage Rechnung getragen und angeſichts der größeren

Vorräte die Preiſe etwas herabſetzen müſſen. Der Abſatz iſt aber
trotzdem gering, weil man den Bedarf meiſtens früher auf längere Zeit
hinaus gedeckt hat. Preis: 120-145 für 1000 kg ab Ham-
burg, je nach Güte und Gehalt. Baum wollſaat-
mehl. Das Angebot iſt größer geworden, während die Nachfrage,
wenn auch beſſer als bei Erdnußmehl, den allgemeinen Verhält
niſſen entſprechend, doch nur gering iſt. Jnfolgedeſſen haben
auch die Preiſe etwas weichen müſſen. Freilich bezieht ſich dies
in der Hauptſache auf Ware von niedrigerem Gehalt 58 prozentiges
Mehl iſt außerordentlich knapp und dafür können ſich die Preiſe
behaupten. rei s: 125-138 .4 für 1000 kg ab Hamburg,
je nach Güte und Gehalt. Kokoskuchen. Der Markt
wird mit Angeboten überſchwemmt und die Preiſe ſind daher
weiter gewichen. Nur einige beſonders beliebte Sorten ſind von dem
Preisrückgange weniger betroffen worden. Preis: 106-124 für
1000 kg ab Hamburg. Amerik. Maisölkuchen. Die
Lage iſt unverändert, die Ware iſt r und für ſpätere Abladungen
a die Forderungen noch derartig hoch, daß ſie wenig Beachtung
nden. Preis: 124--128 für 1000 kg ab Hamburg.

Palmkuchen. Die Stimmung iſt ſehr flau, weil es faſt vollſtändig
an Nachfrage fehlt. Preis: 102--105 4 für 1000 Har
burg. Leinſaatkuchen und -Mehl. Die Marktlage iſt
unverändert. Preis: 125--129 für 1000 kg ab Hamburg.
Reisfuttermehl. Das Geſchäft liegt die Preiſe ſind
etwas r tergeangen. Preis: 90--96 4 für 1000 kg ab
Hamburg.

Warene- und Produktenberiqchte,
Getreide.

Hamburg, 12. Dez. Weizen ſtill, holſteiniſcher und mecklen
burgiſcher 148-158. Hard Winter Nr. 2 Dez. -Abladung 137. Roggen
ſtill, ſüdruſſiſcher ſtill, o Pud 20/25 Dez. -Abladung 103 105,holſteiniſcher und mecklenburgiſcher 130 140. Mais ruhig, Amerik.
mired Dez. Abladung 88. Hafer matt, Gerſte matt.

Peſt, 12. Dezember. Weizen tetig, per April 7,72 Gd., 7,73
Br., per Oktober 7,60 Gd., 7,61 Br. Ro per April 6,58 Gd.
6,56 Br. per Aprii 5,77 Gd., 5,48 Br. Mais per Mai 5,17
Gd., S

Antwerpen, Fit Dezember. Weizen feſt, Roggen ruhig,
Parie, 12. Degenker. ng.) Weizen behauptet, per DezemberHafer ruhig, Gerſte ruhi

20,56, per 20,65, per April 20,70, per MärzJuni
20,75. Roggen ruhig, per Dezember 14,90, per März-Juni 15,00.

Paris, 12. D er. (Schl Weizen ruhig, Dezember20,55, Je Januar 20,65, per S J e
20,70. Roggen ruhig per e 14,90, per März Juni 15,00.

8 e London, 12. Dezember. An der Küſie Weizenladung an
geboten

Hamburg, 12. grnoer Holſtein., mecklenburger und
niederelber 185 195

Peſt, 12. Dezember. Raps per Auguſt 11,70 Gd., 11,80 Br.

12. ber. (Anfangsbericht).
u De W ment neue Uſance, frei an Bordvnct der 16,75, Januar 16,95, per März 17,30, pere 13 e en Rüben Ro
e e Uſanee, frei an Bord.
bin r 16,85, per Januar 17,00, per März 17,40, per Maii7,70 r 18,10, per Oktober 18,30. Stetig.

enden 12. Dezember. 9690 Proz. e h loko ruhig
T loko 8 ſh. 42, d. Wert, feſt.

Hamburg, 12. Dezember, nachm.
Nur für Good average r 7
Mai 354 G. September 86 G.

12. Dezemb ordinary 30.ans in a e enPetroleumh Lobe r 12. Dezember. Petroleum feſt, Standard white loko

8,10 Br.
Antwerpen, 12. Dezember. Petroleum. Raff. Type weiß loko 221

e per Januar 22x Br., do. perbez., Br., do. per 7 221Januar April 22
gramm.) Petroleum Standard

945, do. (in Reſined

New-York, 11. De
white in NewYork 950 do. in
Caſes 12,20, do. Credit Balances at Oil Citiy 190.

Spiritus.
Nordhauſen, 11. Dez. Branntwein 40 Vol. für 100 Kilogr.(105--106 Lir.) 58,50 60,50 Mk. Branntwein 45 alt t

Kilogr. (106 107 Lir.) 64,50--66,50 Mk., ohne Faß ab
nach Angabe der Kommiſſion der Branntweinfabrikanten durch die
Handelskammer notiert.

Hamburg, 12. Dezember. Spiritus feſt, Dezember 23,00 Br.,22,00 G., Dezember-Januar 23,00 Br., 22,00 G., Januar Februar
23,00 Br., 22,00 G., Februar März 23,00 Br. 22,00 G.Paris, 12. Dez ember. (Anſangsbericht) Spiritus behauptet,
Dezember 42,50, Jannar 42,00, JanuarApril 41,75, Mai Auguſt u

Paris 12. Dezember. Schlußbericht.) Spiritus feſt,
42,50, Januar 42,25, Januar-April 42,25, Mai Auguſt 41,75.

Magdeburg, 12. Der le Erbſen, gelbe zum Kochen 17,00 bis

22,00 Wk., Speiſebohnen (weiße) 20,00-—38,00 Mk., Linſen 19,00 bis
82,00 M. alles für 100 kg.

gen33 März 34 G.,

Helſaaten. Oele. Fettwaren.
Köln, 12. Dezember. Rüböl loco 51,50, Mai 50,00.
Hamburg 12. Dezember. Rübsl ruhig, loco 48,50.Anſterdaen, 12. Dez. Leinöl träge, loco 172/,, Jan.-Mai 17

Juni. Auguſt 178/, Sept. Dez. 178
Hamburg, 11. Dezember. Schmalz. Amerik. Steam 34/, Mkraff. in Keree Marke Armour's S ial 38 Mk., do. do.

lain, Roe u. Co. 37 Mk., do. do. Choice Grocery 37 Mk., dir
Marken 36 -37 Mk. Alles per 50 Kilogr. netto tranſito.Parié, 12. Dezember. Schluß Bericht) Rüböl ruhig, Dez. 53,00,

Januar 53,00, Jan.April 53,00, Mai Auguſt 53,00.

Berlin, 12. Dezember. Kartoffelſtärke 20,50 Mk., m
20,76 Da e m 11,90 Mk.

Jan. r 2 W u r uFebr. 2t--21 orStärke 21 2 M
Superior-M

ehl 2t 22 n per 100 Kilo
Magdeburg, 12. Dezember. Eßkartoffeln, 5,00——6,50 Mk. für

100 kg.

m Fleiſch. d Ereſhondel1/09 vieagdeburg, 12. Dezember. eiſch im Großhandel 1,1,10 Mk., von der Keule u 1,60 r auchfleiſch 1 20 1,30 M.
Schweinefleiſch 1,30 1,40 Mk. Kalbfleiſch 1,20--1,30 Mk., Hammel
fleiſch 1,20 1,30 Mk., Speck, geräuch., 1,50 1,60 Mk., Eßbutter 2, 20 bis
2,60 Mt. alles für 1 kg, ler für 60 Stück 440 8,00 Mk.

Hamburg, 11. Dezember. Die heutigen Engrospreiſe ſtellten ſich je
nach Qualität per Pfund Steinbutt, große und mittel 120--135kleine 60--90 Pfg,, Seezungen, große 180--190 Pfg., kleine 120
135 Pfg., däniſche 175-—-180 Pfg., Kleiße, große 65—75 Pfg., kleine
35--50 Pfg., Rotzungen 40-45 Pfg., Schollen, große 50——60 Pfg.,
mittel 40--48 Pfg., kleine 20-—30 Pfg., lebende Karpfen 85arg große 20 35 Pfg., mittel 18--23 Pfg. kleine 10-16
Pfg., Cabliau, große 17-—-20 Pfg., kleine 12—15 Pfg., Seehechte 30——35

Pfg., 12--14 Pfg., Blauſiſch 11-—-13 Pfg., be 9 bis
12 Pfg., Dorſch 12--22 Pf z 10--13 Pfg., Elblachs Pfg.Lachs, rothfl, Pfg., Silberlachs Pfg., Lachsforellen
110--220 Pfg., Zander 65——95 Pfg., Flußhechte 50——55 Pfg., Schnepel
35--40 Pfg., Varſe 35——50 Pfg., Brachſen 25-—32 Pfg., Hummern,
lebende 270 Pfg.

Magdeburg, 12. Dezember. Richtſtroh 3,60-—4,30 Mk., Krumm
ſtroh 2,50-—3,20 Mk., Heu 6,00--7,20 Mk. für 100 Kg.

und Wolle.
t 12. Dezember. Baumwolle. Steigend. Upland middling
oco

Antwerpen, 12. Dez. Wolle. LaPlata-Zug Type B. Januar
5,02 Käufer, Auguſt 4,92 Käufer. Behauptet.

Havre, 11. Dezember. 34 Uhr. Wolle. Dezember 146,50,
Mai 152,50. Tendenz RuhiLiverpool, 12. Dez. EchlußVericht. Baumwolle. Um

ſatz 4000 Ballen, davon für Spekulation und Export 200 Ballen.
Tendenz Ruhig.

Amerikan. good ordinary Li 2 Stetig.
Per Dezember 6,63, Per April-Mai 6,49,

Dez.Jan. 6,58, MaiJuni 6,48,Jan. Febr. 6,54, 7 Juni Juli 6 „46,
Febr.-März 6,52, „zJuliAuguſt 6,43,Aug. Sept. 80.März April 6, 5t,

h 12. Se Eile 29 W r i ehe loco e k,
n Lſtrl., engl. n e

Glasgoww, 12. Dezember. (Schlußbericht.) Roheiſen. Mixed
numbers warrants sh. d. e Middlesborough 41 ab. 7x d.

Hamburg, 11. Segen erserg t. Chile-Salpeter.) Loco ab

Lager 9,20.

Rio de Janeiro, 11. Dezember. Wechſel auf London 12

Verantwortlich: Fär Pulitik und Feuilleton: Dr. Walther Gebe usleben
für Provinz u. Algemeines: Otto E. Nenmaunz für Lokales: Erich Beunthunerz
für den Börſen- und Handelstell: Adelbert Kirſten, ſämtlich in Halle a. S.
Alle die Redaktion betreffenden Zuſchriften ſind nicht perſönlkch, ſondern lediglich
„Au die Redaltion der Halleſchen Zeitung in Halle a. S.“ zu adreſſieren,

Für unverlangt eingehende Manuſkripte und Beiträge übernimmt die Redaktion
kelnerlel Verpflichtungen. Sendungen, welche eventuell zurückgeſandt werden ſollen, muß

das Porto beigefügt ſein.

Die Merſeburger Kliale e h
Für die Inſerate verantwortlich: Otto Brakel, Halle a. S. Mi 1 Beilage,
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